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Verein Feministische Alleinerzieherinnen – FFEM.A 
Der Verein Feministische Alleinerzieherinnen – FEM.A 
ist eine gemeinnützige, unabhängige und feministische 
Non-Profit-Organisation, die sich auf den Schutz vor 
Gewalt und die Unterstützung von Alleinerzieher*in-
nen in Notlagen spezialisiert hat. 98% der Alleinerzie-
her*innen, die Hilfe bei FEM.A suchen, haben bereits 
Gewalt erlebt. Unser Schwerpunkt ist die Unterstüt-
zung von Alleinerzieher*innen in Familienrechts- und 
Unterhaltsverfahren.  Der österreichweit tätige Verein 
bietet umfassende psychosoziale Unterstützung und 
Beratungsdienste an. Dazu zählen unter anderem eine 
kostenlose Helpline, die mit einer psychosozialen Bera-
terin besetzt ist, Webinare mit feministischen Rechts-
anwältinnen, Psychotherapeutinnen und Coachinnen 
rund um Themen des Familienrechts, sowie Erstbera-
tungen durch spezialisierte Expert*innen. Ziel ist es, Al-
leinerzieher*innen durch gezielte Wissensvermittlung 
in den Bereichen Gewaltschutz, Pflegschaftsverfahren, 
Finanzen, Unterhalt und Empowerment die nötigen 
Werkzeuge an die Hand zu geben, um ihre Lebenssitu-
ation aktiv zu verbessern. 

Für die über 400 Vereinsmitglieder bietet FEM.A eine 
umfangreiche Videothek mit über 150 Webinaren an, 
die durch eine Wissensdatenbank und ein Austausch-
forum ergänzt wird. Zusätzlich steht eine öffentlich 
zugängliche Kontaktdatenbank zur Verfügung, die 
Betroffenen wichtige Anlaufstellen in ihrer Region so-
wie Informationen zu finanziellen Hilfen bietet. In Bro-
schüren zum Thema Familienrecht, dem monatlichen 
Newsletter und dem Blog finden Alleinerzieher*innen 
vertiefende Informationen zu für sie relevanten The-
men. Um der strukturellen Diskriminierung von Allein-
erzieher*innen entgegenzuwirken, vertritt FEM.A die 
Interessen von Alleinerzieher*innen in Arbeitsgruppen 
bei Ministerien und in NRO-Netzwerken als Lobbyorga-
nisation. Mit Öffentlichkeitsarbeit, Kundgebungen und 
gezieltem Einsatz von Kampagnen in den sozialen 
Medien macht FEM.A auf die oft schwierige Lage von 
Ein-Eltern-Familien aufmerksam und trägt dazu bei, 
gesellschaftliches Bewusstsein zu schaffen und eine 
feministische Perspektive auf das Leben von Alleiner-
zieher*innen zu bekommen. 



FORDERUNGSKATALOG FÜR DIE GLEICHSTELLUNG VON ALLEINERZIEHERINNEN  |  5

Liebe Leser*in,

wir sind stolz, Ihnen unseren Forderungskatalog vorstellen zu dürfen. Er ist 
das Produkt aus fünf Jahren Arbeit als feministische Lobbyorganisation und 

Beratungsstelle. Als Selbstvertretung von Alleinerzieherinnen setzen wir uns für 
Alleinerzieherinnen ein. 

Mit jedem neuen Mitglied, mit jeder einzelnen Beratung sind wir tiefer in die Materie eingetaucht. Dabei hat sich 
deutlich gezeigt: Alleinerziehende Mütter sind struktureller, finanzieller, gesellschaftlicher und gesetzlicher Dis-
kriminierung ausgesetzt. Wir haben unzählige Gespräche mit Müttern, die sich in Pflegschaftsverfahren befinden, 
geführt, haben an sehr vielen Arbeitsgruppen in Ministerien mitgewirkt und uns intensiv mit Expert*innen über das 
Familien- und Unterhaltsrecht ausgetauscht. Wir haben vielen Konferenzen und Symposien besucht und an Kund-
gebungen und Demonstrationen teilgenommen. Bei jeder Begegnung konnten wir neue Lebensrealitäten kennen-
lernen, die weitere Facetten der Diskriminierung von alleinerziehenden Frauen verdeutlichten.

Frauen werden aufgrund ihres Geschlechts weltweit diskriminiert. Abwertung und Misogynie schlägt ihnen überall 
entgegen, Mütter sind davon besonders betroffen. Bei Alleinerzieherinnen potenzieren sich die Dynamiken, denn 
sie widersprechen dem bürgerlichen Familienideal, unabhängig vom Grund der Trennung. Im Familiengericht wer-
den Mütter oftmals nicht ernst genommen, nicht als gleichwertig betrachtet und abgewertet, allein aufgrund der 
Tatsache, dass sie Frauen sind. Sie werden als emotional instabil, übertrieben, maßlos und hysterisch dargestellt. 
Viele Mütter stellen in Pflegschaftsverfahren fest, dass nicht nur ihre fundamentalen Menschenrechte missachtet 
werden, sondern dass das Verfahren selbst dem Erhalt der patriarchalen Macht dient. 

Dieser Bewusstseinswerdungs-Prozess hat uns zutiefst politisiert, denn: Das Private ist politisch! 

Die Forderungen von FEM.A zur Gleichstellung von Alleinerzieherinnen sind das Herz unserer Arbeit und wir freuen 
uns, Ihnen unsere gesammelten Forderungen hier vorstellen zu können. Wir wünschen uns von Ihnen und von der 
gesamten Gesellschaft, dass Sie uns in dem Prozess der Verbesserung und Gleichstellung von Alleinerzieherinnen 
in der Gesellschaft und in den Gesetzen unterstützen. Ich möchte mit einem Zitat von Johanna Dohnal schließen:

„Ich denke, es ist Zeit, daran zu erinnern: Die Vision des Feminismus ist nicht eine 
‚weibliche Zukunft‘. Es ist eine menschliche Zukunft. Ohne Rollenzwänge, ohne 
Macht- und Gewaltverhältnisse, ohne Männerbündelei und Weiblichkeitswahn.“

Mit feministischen Grüßen

Andrea Czak 
Obfrau und Gründerin des Vereins Feministische Alleinerzieherinnen – FEM.A
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Gewaltschutz
Österreich hat theoretisch im Bereich Gewaltschutz 
schon viel geschafft: Die Istanbul-Konvention wurde 
ratifiziert, ebenso die Lanzarote-Konvention, die Men-
schenrechtskonvention, die Frauenrechtskonvention 
und die Kinderrechtskonvention. Außerdem hat das 
Bundesministerium für Justiz die „Handreiche zum 
Umgang mit Gewalt im Zusammenhang mit Obsorge 
und Kontaktrecht“ publiziert, in der Richter*innen und 
alle, die mit Pflegschafts- und Unterhaltssachen beruf-
lich zu tun haben, nachlesen können, wie sie mit Betrof-
fenen umgehen sollen. 

In der Praxis erleben Alleinerzieherinnen und ihre Kinder 
trotzdem häufig Gewalt, einerseits durch die Kindesvä-
ter und Ex-Partner, andererseits durch die Institutionen, 
die die gesetzlichen Bestimmungen entweder nicht 
kennen oder nicht umsetzen. Auch die gesetzliche Um-
setzung der Konventionen ist im Familienrecht noch 
nicht vollständig vollzogen. Selbst die „Handreiche“ 
ist lediglich eine Empfehlung und nicht verbindlich. In 
vielen Fällen wird dadurch Nachtrennungsgewalt des 
Kindesvaters durch Mitarbeiter*innen der Institutionen 
ermöglicht. Unsere Forderungen beziehen sich deshalb 
sowohl auf den Schutz vor Gewalt als auch auf die Prä-
vention von Gewalt, die oft erst im Zuge der Trennung 
entsteht und dann durch mangelnden Schutz nicht ver-
hindert wird.
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Allgemeine Forderungen für den Gewaltschutz

•	 Volle Investition in die Gleichstellung und Gewalt-
prävention: Mindestens 250 Millionen Euro jährlich 
und eine Aufstockung von mehr als 3.000 Vollzeit-
arbeitsplätze in der Gewaltpräventionsarbeit

•	 Krisengipfel gegen Femizide und Männergewalt an 
Frauen

•	 Der Nationale Aktionsplan gegen Gewalt an Frau-
en (NAP) muss verbindlich die Forderungen der 
GREVIO-Kommission umsetzen und ausreichend 
finanziert werden. Vergewaltigung muss EU-weit 
einheitlich unter Strafe gestellt werden! Und: „Nur Ja 
heißt Ja!“ In Schockstarre können wir nicht „Nein“ 
rufen!

•	 Ein Gewaltschutzgremium zur Entwicklung ganz-
heitlicher Strategien und Maßnahmen gegen ge-
schlechtsspezifische Gewalt und Gewalt in der 
Partnerschaft sowie zur Koordinierung und Umset-
zung von Maßnahmen zur Prävention und Bekämp-
fung dieser Gewalt.

•	 Die volle Anerkennung von Ein-Eltern-Haushalten 
als vollwertige Familienform.
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Forderung zur systematischen Datenerhebung und Monitoring

Es braucht ein umfassendes Monitoring zur Umset-
zung von Gewaltschutzmaßnahmen sowie eine syste-
matische Datenerhebung zur Gewaltbetroffenheit von 
Alleinerzieherinnen und ihren Kindern. Dies umfasst:
•	 Erfassung der tatsächlichen Gewaltbetroffenheit 

von Alleinerzieherinnen und ihren Kindern, inklusive 
physischer, psychischer, wirtschaftlicher und insti-
tutioneller Gewalt.

•	 Auswertung von Pflegschaftsverfahren im Hinblick 
darauf, wie oft Gewaltvorwürfe geäußert werden 
und wie damit umgegangen wird.

•	 Überprüfung der Umsetzung bestehender Schutz-
maßnahmen wie der Istanbul-Konvention oder der 
„Handreiche zum Umgang mit Gewalt im Zusam-
menhang mit Obsorge und Kontaktrecht“.

•	 Regelmäßige Berichte über institutionelles Verhal-
ten und mögliche systematische Benachteiligungen 
oder Schutzlücken.

•	 Erhebung der Auswirkungen familiengerichtlicher 
Entscheidungen auf Gewaltbetroffene (z. B. wie oft 
Nachtrennungsgewalt auftritt und ob Schutzmaß-
nahmen tatsächlich greifen).

Ohne belastbare Daten bleibt Gewalt gegen Alleiner-
zieherinnen und ihre Kinder unsichtbar – eine fundier-
te Datengrundlage ist daher unerlässlich, um gezielte 
Verbesserungen im Gewaltschutz umzusetzen.
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Allgemeine Forderungen für den Gewaltschutz in Pflegschaftsverfahren

•	 Erleichterter Zugang und ein Rechtsanspruch zu 
Verfahrenshilfe für Alleinerzieherinnen, damit sie ih-
re Rechte ohne existenzbedrohende Kosten durch-
setzen können. Die Einkommensgrenzen müssen 
sich am valorisierten Durchschnittsverbrauch von 
Ein-Eltern-Haushalten aus der Kinderkostenanalyse 
2021 orientieren, da der durchschnittliche Lebens-
standard durch das Verfahren nicht gefährdet wer-
den darf (Prävention von finanzieller Gewalt).

•	 Die Handreiche zum Umgang mit Gewalt im Zusam-
menhang mit Obsorge und Kontaktrecht muss im 
Familienrecht verbindlich verankert werden.

•	 Gerichte und Institutionen, die gegen die verbind-
lichen Vorgaben der Handreiche oder der Istanbul-
Konvention verstoßen und dadurch Gewaltopfer 
gefährden, müssen mit Konsequenzen rechnen. 
Dies kann Disziplinarverfahren, dienstrechtliche 
Konsequenzen oder im Extremfall eine persönliche 
Haftung umfassen.

•	 	Folgende Konventionen müssen in Pflegschaftsver-
fahren durchgehend umgesetzt werden:
o	 Die Menschenrechtskonvention
o	 Die Kinderrechtskonvention
o	 Die Frauenrechtskonvention
o	 Das Übereinkommen des Europarats zur Verhü-

tung und Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen 
und häuslicher Gewalt

o	 Das Übereinkommen des Europarats zum Schutz 
von Kindern vor sexueller Ausbeutung und sexu-
ellem Missbrauch

•	 Das Haager Übereinkommen über die zivilrecht-
lichen Aspekte internationaler Kindesentführung 
muss so angewendet werden, dass es auch Frau-
en und Kinder schützt, die vor Gewalt fliehen und 
sich in Obsorge- und Kontaktrechtsverfahren befin-
den. Insbesondere muss das Übereinkommen das 
EuGH-Urteil berücksichtigen, das häusliche Gewalt 
als Fluchtgrund anerkennt.
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•	 Werden im Rahmen eines Pflegschaftsverfahrens 
oder Scheidungsverfahrens Vorwürfe von Partner-
gewalt oder Gewalt gegen die Kinder geäußert, müs-
sen alle Mitarbeiter*innen von Institutionen oder die 
von ihnen beauftragt wurden, diese Vorwürfe ernst 
nehmen und entsprechende Schutzmaßnahmen 
einleiten.

•	 Pflegschaftsverfahren, bei denen Gewaltvorwürfe 
erhoben werden, müssen besonders schnell abge-
wickelt werden, um psychische und finanzielle Be-
lastungen zu verhindern.

•	 Die juristische und psychosoziale Prozessbeglei-
tung muss auf Verfahren am Familiengericht aus-
geweitet werden. Es muss auch dann ab dem ersten 
Gewalthinweis einen Rechtsanspruch auf kosten-
lose Prozessbegleitung geben, wenn die Vorwürfe 
nur im Pflegschaftsverfahren erhoben werden, es 
kein Strafverfahren gab, der mutmaßliche Täter am 
Strafgericht freigesprochen wurde oder das Verfah-
ren eingestellt wurde (etwa aus Mangel an Bewei-
sen).  . Es muss zwingend das Recht auf schonende 
Einvernahme und vom mutmaßlichen Täter abge-
sonderte Einvernahme von Gewaltopfern auch im 
Zivilrecht vorgesehen werden, selbst dann, wenn 
der Täter strafrechtlich nicht verurteilt wurde. Es 
soll die Möglichkeit geschaffen werden, dass Opfer 
von häuslicher Gewalt schonend per Video befragt 
werden können, wie dies bereits in Strafverfahren 
möglich ist. Überdies sollen Gewaltopfer vom Pfleg-
schaftsgericht präventiv über diese Möglichkeit in-
formiert werden.

•	 Mutmaßliche Gewaltopfer müssen umgehend über 
ihre besonderen Rechte als Gewaltopfer vom Ge-
richt aufgeklärt werden, sobald sie die Gewaltvor-
würfe erheben.

•	 Die Aussagen aller Zeug*innen der Gewaltvorwürfe 
müssen per Video aufgezeichnet werden, 

•	 Ein genaues Protokoll muss erstellt werden und die 
Möglichkeit der Anwesenheit einer Vertrauensper-
son bei der Befragung muss gewährt werden. 

•	 Die Vorgeschichte häuslicher Gewalt und Miss-
brauch muss bei Pflegschaftsverfahren berücksich-
tigt werden.

•	 Eine unabhängige Ombudsstelle für Opfer von Ge-
walt muss eingerichtet werden.

•	 Der Artikel 31 der „Istanbul-Konvention“ zum Kin-
deswohl muss wortwörtlich in den Gesetzestext 
aufgenommen werden.

•	 Eine Informationskampagne zur „Istanbul-Konven-
tion“ für alle an Pflegschaftsverfahren und im Op-
ferschutz tätigen Personen muss durchgeführt 
werden.

•	 Das Gericht und alle Mitarbeiter*innen von Institu-
tionen müssen nach bestem Wissen und Gewissen 
verhindern, dass durch die von ihnen ergriffenen 
Maßnahmen das mutmaßliche Opfer weiterer Ge-
walt ausgesetzt wird (Nachtrennungsgewalt verhin-
dern). Dazu zählt jeglicher Kontakt zwischen Opfer 
und Täter. Mediationen, gemeinsame Erziehungsbe-
ratung, gemeinsame Elternberatung, gemeinsame 
Obsorge, unbegleitete Übergaben des Kindes und 
das Wechselmodell müssen deshalb bei Gewalt au-
tomatisch ausgeschlossen werden. 

•	 Nachtrennungsgewalt, also alle Gewaltformen, die 
nach der Trennung eines Paares gegen die Ex-Part-
nerin und/oder die Kinder ausgeübt werden, muss 
als eigenständige Form häuslicher Gewalt gesetz-
lich definiert und sanktioniert werden. Dazu zählen 
psychische Gewalt, ökonomische Gewalt (Verwei-
gerung von Unterhalt als Druckmittel) und Stalking.

•	 Verpflichtendes Screening auf Gewalt im Rahmen 
von Pflegschaftsverfahren, um Gewalt in der Ver-
gangenheit aufzudecken und bei Gewalt die Kon-
taktrechte zu entziehen.

•	 Den Schutz von Müttern und Kindern vor Einschüch-
terungsklagen (SLAPP-Klagen) sicherstellen, 
ähnlich wie es für Journalist*innen und Menschen-
rechtsaktivist*innen vorgesehen ist.
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Weiterbildung aller Beteiligten in Pflegschaftsverfahren

Um die Umsetzung sämtlicher Richtlinien, Gesetze, 
Konventionen und Regelungen in der Praxis anwenden 
zu können, ist die Kenntnis und Sicherheit im Umgang 
der gesamten Regelungen durch die agierenden Per-
sonen nötig. Deshalb müssen Personen in folgenden 
Berufen zwingend Weiterbildungen im Bereich Opfer-
schutz und Gewaltschutz nachweisen können, wenn 
sie beruflich mit Gewaltopfern in Berührung kommen:  
Familien- und Strafrichter*innen, Rechtspfleger*innen, 
Anwält*innen, gerichtliche Sachverständige, Mitarbei-
ter*innen der Kinder- und Jugendhilfe, Mitarbeiter*in-
nen der Familiengerichtshilfe, Sozialarbeiter*innen, 
Elternberater*innen, Mediator*innen, Besuchsbeglei-
ter*innen, Kinderbeiständ*innen, Polizeibeamt*innen, 
die bei Partnergewalt und (sexualisierter) Gewalt ge-
gen Kinder zum Einsatz kommen, sowie medizinisches 
Personal. Zu den dringend nötigen Inhalten der Weiter-
bildungen gehören folgende Kenntnisse:
•	 Die Menschenrechtskonvention
•	 Die Kinderrechtskonvention
•	 Die Frauenrechtskonvention
•	 Das Übereinkommen des Europarats zur Verhütung 

und Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen und 
häuslicher Gewalt

•	 Das Übereinkommen des Europarats zum Schutz 
von Kindern vor sexueller Ausbeutung und sexuel-
lem Missbrauch

•	 Die Handreiche zum Umgang mit Gewalt im Zusam-
menhang mit Obsorge und Kontaktrecht

•	 Kenntnisse zu Täterstrategien und Opferverhalten
•	 Täter- und Opferdynamiken
•	 Häufige Täterstrategie von Gewalttätern ist „DARVO“ 

(“Deny, Attack and Reverse Victim and Offender”, al-
so “Leugnen, Attackieren, Täter-Opfer-Umkehr”)

•	 Trauma und Traumafolgen
•	 Grundkenntnisse über die wichtigsten Psychopa-

thologien, insbesondere über die narzisstische 
Persönlichkeitsstörung.

•	 Um die Aktualität und den Inhalt der Schulungen 
garantieren zu können, müssen die Personen die 
Schulung nachweisen, und diese muss in einem 
zentralen Register erfasst werden. Können sie kei-
ne aktuellen Schulungen vorweisen, sollen sie nicht 
mehr im Rahmen eines Falles von Verdacht auf se-
xuellen Kindesmissbrauch zum Einsatz kommen.

•	 Schulungen über die Dekonstruktion von geschlech-
terspezifischen Stereotypen und Vorurteilen, inklu-
sive einer Reflexion darüber.

•	 Schulungen über die verschiedenen Arten der Ge-
walt (sexualisierte, physische, psychische, finan-
zielle, strukturelle, institutionelle Gewalt), um 
geschlechtsspezifische Gewalt besser zu erkennen.

•	 Richter*innen, Mitarbeiter*innen der Familienge-
richtshilfe, Mitarbeiter*innen der Kinder- und Ju-
gendhilfe und andere am Pflegschaftsverfahren 
beteiligte Institutionen müssen verpflichtend regel-
mäßige Supervisionen durchlaufen, insbesonde-
re bei Verfahren mit Gewaltvorwürfen. Dies dient 
der Qualitätssicherung und hilft, geschlechtsbe-
zogene Vorurteile sowie strukturelle Probleme zu 
reflektieren.
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Familiengerichtliche Gutachten

Die geringe Anzahl an gerichtlichen Sachverständigen 
im Bereich Familienrecht hat zur Folge, dass immer 
wieder dieselben Gutachter*innen beauftragt werden. 
Die Bestellung der Sachverständigen liegt in der Hand 
der Richter*innen, eine Beeinflussung durch das Ab-
hängigkeitsverhältnis und Machtverhältnis kann daher 
nicht ausgeschlossen werden. Gutachten, die nicht 
dem Stand der Wissenschaft entsprechen und den 
Regeln der Gutachtenerstellung nicht entsprochen ha-
ben, führen regelmäßig dazu, dass die Obsorge und die 
Hauptbetreuung für Kinder dem gewalttätigen Eltern-
teil zugestanden werden. 

Wir fordern deshalb:
•	 Eine unabhängige und für Betroffene kostenlose 

Ombudsstelle muss eingerichtet werden, die auf 
Wunsch der Begutachteten oder ihrer rechtlichen 
Vertretung Gutachten auf ihre Qualität, auf Mängel, 
ihre Wissenschaftlichkeit und die Einhaltung aller 
Regeln, Vorschriften und Richtlinien überprüft. Die 
Gutachten müssen in der Ombudsstelle von hoch 
qualifizierten Personen geprüft werden, die die Ge-
samtheit der Bestimmungen kennt. Darunter sind 
etwa die Richtlinien für familienpsychologische 
Gutachten, Berufsvorschriften, andere Richtlinien 
zur Erstellung von Gutachten, Menschenrechte, Kin-
derrechte, Frauenrechte, das Übereinkommen des 
Europarats zum Schutz von Opfern (zum Beispiel 
die Istanbul-Konvention und die Lanzarote-Konven-
tion), die Handreiche zum Umgang mit Gewalt im 
Zusammenhang mit Obsorge und Kontaktrecht und 
andere.

•	 Zusätzlich zur individuellen Prüfung auf Antrag 
muss die Ombudsstelle eine regelmäßige, syste-
matische Überprüfung von familiengerichtlichen 
Gutachten durchführen. Ziel ist es, strukturelle Feh-
ler, wiederkehrende Qualitätsmängel und wissen-
schaftlich fragwürdige Methoden zu identifizieren. 
Dadurch soll sichergestellt werden, dass fehlerhafte 
Gutachten nicht weiterhin unbemerkt in familienge-
richtlichen Verfahren verwendet werden.

•	 Werden Mängel im Gutachten festgestellt, so müs-
sen diese, wenn möglich, behoben werden. Wenn 
dies nicht möglich ist, darf das Gutachten nicht in 
die Bewertung einfließen und es muss ggf. ein neu-
es Gutachten durch eine*n andere*n Sachverstän-
dige*n beauftragt werden.

•	 Sachverständige, in deren gerichtlichen Gutachten 
Mängel festgestellt wurden, müssen verpflichtet 
werden, eine Fortbildung im Bereich des festge-
stellten Mangels zu absolvieren. Bis dahin dürfen 
sie nicht mehr von Gerichten beauftragt werden. 
Sollten sie innerhalb eines Jahres die Fortbildung 
im bemängelten Bereich ohne gute Gründe nicht ab-
solviert haben, so sollte ihre Zulassung als gericht-
liche Sachverständige automatisch und dauerhaft 
erlöschen. 

•	 Sachverständige, die wiederholt fehlerhafte, unwis-
senschaftliche oder grob mangelhafte Gutachten 
erstellen, müssen von der Liste der gerichtlich zerti-
fizierten Sachverständigen gestrichen werden. Eine 
gerichtliche Überprüfung soll spätestens nach zwei 
negativen Prüfberichten durch die Ombudsstelle 
erfolgen.

•	 Die Auswahl der Sachverständigen per Zufall, je 
nach Qualifikation, damit keine Abhängigkeitsver-
hältnisse zwischen Auftraggeber*in und Auftrag-
nehmer*in entstehen können.

•	 Initiativen zur Ausweitung des Pools an Sachver-
ständigen mit den entsprechenden Qualifikationen.

•	 Ausweitung des Fortbildungsangebots für Sach-
verständige im Bereich der „Handreiche“, des Über-
einkommens des Europarats zur Verhütung und 
Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen und häusli-
cher Gewalt (Istanbul-Konvention), des Übereinkom-
mens des Europarats zum Schutz von Kindern vor 
sexueller Ausbeutung und sexuellem Missbrauch 
(Lanzarote-Konvention), der Menschenrechte, Kin-
derrechte, Frauenrechte, Täter-Opfer-Dynamiken, 
Täterstrategien, Opferverhalten, Gewaltschutz, etc.

•	 Die Richtlinien für Sachverständige im Familien-
recht, die durch das Gesundheitsministerium er-
arbeitet wurden, müssen für Sachverständige 
rechtsverbindlich werden.

•	 Alle Berufsvorschriften für Sachverständige und für 
Psycholog*innen, Psychiater*innen, sowie anderen 
Berufsgruppen, die gerichtliche Sachverständige 
im Familienrecht sein können, müssen verbindlich 
werden.

•	 Dazu zählt die ausnahmslose und verbindliche Ver-
wendung der jeweils neuesten Version der internati-
onalen statistischen Klassifikation der Krankheiten 
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und verwandter Gesundheitsprobleme (ICD: Inter-
national Statistical Classification of Diseases and 
Related Health Problems) im Bedarfsfall. 

•	 Eine rechtliche Verpflichtung zum Arbeiten nach 
dem höchsten Stand der Wissenschaft. Dazu gehört 
das rechtliche Verbot von pseudowissenschaftli-
chen Diagnosen wie etwa „Eltern-Kind-Entfremdung“ 
(„PAS“), „Bindungsintoleranz“ und ähnliche Begriffe, 
die darauf abzielen, den Grund für eine Ablehnung 
des Kindes gegenüber einem Elternteil dem ande-
ren Elternteil zuzuordnen.

•	 Die Inhalte der Handreiche zum Umgang mit Gewalt 
im Zusammenhang mit Obsorge und Kontaktrecht 
müssen für Gutachter*innen verbindlich werden.

•	 Eine verpflichtende Schulung von gerichtlichen 
Sachverständigen im Gewaltschutz, insbesondere 
der Handreiche zum Umgang mit Gewalt im Zusam-
menhang mit Obsorge und Kontaktrecht.

•	 Gerichtliche Sachverständige müssen, wenn das 
Opfer Gewaltvorfälle geäußert hat oder wenn sich 
der Verdacht aus der Sachlage ergibt, nachweislich 
eine Fortbildung über die Istanbul-Konvention vor-
weisen und diese im Begutachtungsprozess ver-
pflichtend beachten.

•	 Steht Gewalt gegen eines der Kinder im Raum, so 
muss zusätzlich eine Ausbildung der Sachverstän-
digen über die Lanzarote-Konvention nachgewiesen 

werden, und die Bestimmungen der Lanzarote-Kon-
vention zwingend bei der Begutachtung und wäh-
rend des Begutachtungsprozesses eingehalten 
werden. Dazu zählt insbesondere ein Verbot von 
Interaktionsbeobachtungen zwischen Kindern und 
mit Gewalt beschuldigten Elternteilen, auch wenn 
die Kinder die Gewalt „nur“ mitansehen mussten 
(auch das ist Gewalt gegen das Kind). 

•	 Gerichtliche Sachverständige im Familienrecht, 
die mit Elternteilen und Kindern in einem Kontext 
arbeiten, in dem Gewaltvorwürfen ausgesprochen 
wurden oder vermutet werden können, müssen 
nachweislich eine Ausbildung bezüglich Täter-Op-
fer-Dynamiken, Traumafolgen und Persönlichkeits-
störungen wie Narzissmus nachweisen können, 
wenn Gewaltanschuldigungen gemacht wurden 
oder sich aufgrund der Sachlage vermuten lassen.

•	 Die Kosten für familiengerichtliche Gutachten, die 
richterlich angeordnet wurden, müssen vom Staat 
übernommen werden. Die Kosten, die zwischen den 
Eltern derzeit aufgeteilt werden, stellen eine erhebli-
che Belastung für die Familien dar, die bereits durch 
die Trennung schwer finanziell belastet sind, insbe-
sondere Alleinerzieherinnen.

•	 Verpflichtung von Gutachter*innen, die Begutach-
tung aufzuzeichnen außer das Kind selbst spricht 
sich dagegen aus.
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Obsorge und Kontaktrecht

•	 Unverheirateten Eltern müssen nachweislich über 
die Folgen der gemeinsamen Obsorge von den 
Standesbeamt*innen aufgeklärt werden, wie eigent-
lich vorgesehen. Ansonsten muss die gemeinsame 
Obsorge nichtig sein. Die Rücktrittsfrist muss zu-
mindest auf ein Jahr ausgedehnt werden.

•	 FEM.A tritt für das Kontinuitätsprinzip ein. Das 
heißt, dass der Elternteil, der sich vor der Trennung 
hauptsächlich um das Kind gekümmert hat, auch 
nach der Trennung die Hauptbetreuung überneh-
men können soll. Zu bemessen ist dies am Anteil 
der geleisteten Karenz für jedes Kind sowie am Be-
schäftigungsausmaß der beiden Elternteile. Ob Ge-
waltvorwürfe dabei im Raum stehen, ist unerheblich, 
denn allein dadurch, dass ein Elternteil die meiste 
Betreuung des Kindes vor der Trennung übernom-
men hat, hat er langfristige finanzielle Nachteile in 
Kauf genommen, die im Falle einer Trennung in den 
meisten Fällen zu finanzieller Gewalt werden: Die 
Familie lebt in Armut oder Ausgrenzung, weil durch 
den Karriereknick aufgrund von Elternzeit und Ka-
renz eine Karriere, die zur Deckung der Kosten ei-
ner Ein-Eltern-Familie führt, in der Regel nicht mehr 
möglich ist.

•	 Dass unverheiratete Mütter, die die alleinige Obsor-
ge haben, diese auch nach der Trennung behalten, 
muss gesetzlich festgeschrieben werden.

•	 Gibt es zwischen den Eltern keine gute Gesprächs-
basis, was etwa daran zu erkennen ist, dass sie sich 
nicht ohne Gericht einigen können, muss gesetzlich 
festgelegt werden, dass nur ein Elternteil die allei-
nige Obsorge erhält, damit keine Handlungsunfä-
higkeit bei wichtigen Entscheidungen für das Kind 
besteht (etwa bei der Entscheidung über die Schul-
wahl, Impfungen, etc.).

•	 Insbesondere bei Gewaltvorwürfen muss gesetzlich 
festgelegt werden, dass eine gemeinsame Obsor-
ge ausgeschlossen ist, auch wenn die Gewaltvor-
fälle zeitlich bereits länger zurückliegen. Traumata 
können ein Leben lang bestehen, eine enge Ab-
stimmung mit dem zweiten Elternteil kann dem Ge-
waltopfer nicht zugemutet werden.

•	 Das Stillen eines Säuglings darf Müttern nie als Ver-
weigerung von Kontakt ausgelegt werden. Gerichte 
und Behörden müssen das Stillbedürfnis des Kindes 

achten, Kontaktgestaltungen müssen bindungsori-
entiert erfolgen, der Schutz der Hauptbezugsperson 
und des Kindes hat Vorrang. 

•	 Bei Gewaltvorwürfen im Kontext von Obsorge- und 
Kontaktrechtsverfahren ist eine verpflichtende Risi-
koanalyse durch qualifizierte Fachkräfte durchzu-
führen. Diese soll das Gefährdungspotenzial für das 
Kind und den betreuenden Elternteil evaluieren und 
entsprechende Schutzmaßnahmen empfehlen.

•	 Um zu verhindern, dass Mütter und Kinder aufgrund 
von misogynen Mythen und patriarchalen Einstel-
lungen zu Unrecht als unglaubwürdig und manipula-
tiv eingestuft werden, und so den Schilderungen vor 
allem der Kinder nicht geglaubt wird, muss die Ver-
wendung von Scheindiagnosen vor Gericht und bei 
anderen Institutionen explizit gesetzlich verboten 
werden. Dazu zählen das Entfremdungssyndrom, 
die Eltern-Kind-Entfremdung, das Parental Alienati-
on Syndrome, die Bindungsintoleranz, das False Me-
mory Syndrome, die Scheinerinnerungen und allen 
anderen unwissenschaftlichen Pseudodiagnosen.

•	 Eine klare und explizite Definition einer schweren Kin-
deswohlgefährdung im Kontext von Pflegschafts- 
verfahren.

•	 Kein Zwang zur Verwendung einer Betreuungs-App.
•	 Einschüchterungsklagen, unverhältnismäßige Kla-

gen und der missbräuchliche Einsatz von rechtli-
chen Mitteln müssen verhindert werden. (Ähnlich 
wie das Verbot von SLAPP-Klagen gegen Journa-
list*innen.) Mütter müssen geschützt werden, wenn 
sie ihre Kinder schützen.

•	 Bei gehäuften Klagen der Kindesväter muss ein 
fachärztliches, psychiatrisches Gutachten vom Ge-
richt veranlasst werden. Vor einer Klassifizierung 
als „hochstrittig“ müssen psychiatrische Erkrankun-
gen ausgeschlossen werden.

•	 Eine offizielle Definition von Hochstrittigkeit, die 
Machtpositionen und Abhängigkeiten miteinbe-
zieht, muss erstellt werden. Bei einem Machung-
leichgewicht kann es keine Hochstrittigkeit geben 
– das ist Gewalt.

•	 Ein gesetzlicher Ausschluss des Wechselmodells 
per Zwang. Es gibt keine wissenschaftliche Evaluie-
rung, wie sich das dauerhafte Pendeln der Kinder im 
Wechselmodell auf sie auswirkt. Das Wechselmo-
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dell ist eines der teuersten Betreuungsmodelle. Die-
se finanzielle Belastung darf nicht auf dem Rücken 
der Kinder und Mütter ausgetragen werden.

•	 Bei Gewaltvorwürfen darf das Gericht keine gemein-
same Elternberatung als Maßnahme setzen.

•	 Bei Gewaltvorwürfen müssen sowohl das Wechsel-
modell als auch die gemeinsame Obsorge per Ge-
setz ausgeschlossen werden.

•	 Gegen Gewaltopfer dürfen keine Beugestrafen im 
Zusammenhang mit Obsorge und Kontaktrecht ver-
hängt werden.

•	 Datenerhebung:
o	 Eine Evaluierung des KindNamRÄG 2013 unter 

Anhörung der von Obsorgeverfahren betroffe-
nen Mütter, Väter und Kinder von unabhängigen 
Wissenschafter*innen, um die Ursachen des An-
stiegs der Anzahl der hochstrittigen Obsorge- und 
Kontaktrechtsverfahren zu untersuchen.

o	 Ursachen für jahrelange Verfahren müssen von 
Gerichten erhoben und ausgewertet werden

o	 Eine wissenschaftliche Evaluierung der Wirksam-
keit und Rechtmäßigkeit des Cochemer Modells, 
wie es heute in Österreich umgesetzt wird, muss 
zwingend durchgeführt werden, bevor es weiter 
zum Einsatz kommt.

o	 Die Evaluierung auf Gender-Bias der verwende-
ten Methodik und Literatur und die Unterlagen, 
die zur Einschulung der Mitarbeiter*innen von Fa-
miliengerichtshilfe, der Kinder- und Jugendhilfe, 
der angehenden Sozialarbeiter*innen verwendet 
werden.

o	 Eine Studie zur Anzahl der gewaltbetroffenen Kin-
der in Pflegschaftsverfahren und von Gewalt als 
Trennungsgrund

o	 Eine Ombudsstelle für Koordinierung der Daten-
erhebung und Forschung zu Fällen geschlechts-
spezifischer Gewalt, insbesondere psychischer 
Gewalt, Macht- und Kontrollverhalten und Femi-
ziden, muss eingerichtet werden.
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Kinderrechte und Partizipation der Kinder in Pflegschaftsverfahren

•	 FEM.A fordert das gesetzliche verankerte Recht für 
Kinder, die sich verbalisieren können (in der Regel 
ab zwei bis drei Jahren), vor Gericht angehört zu 
werden.

•	 Der Kinderbeistand soll routinemäßig bei Pfleg-
schaftsverfahren für alle Kinder, die ihre Wünsche 
verbalisieren können, zum Einsatz kommen.

•	 Die Kosten für den Kinderbeistand müssen vom 
Staat übernommen werden.

•	 Beim Betreuungsmodell nach der Trennung ist auch 
der Wunsch des Kindes zu berücksichtigen, und 
zwar ab einem Alter, in dem es den Wunsch verba-
lisieren kann (in der Regel ab zwei bis drei Jahren). 
Der Wunsch des Kindes soll mit einer oder einem 
Kinderbeiständ*in herausgearbeitet werden.

•	 Das Wohl des Kindes muss bei allen Entscheidun-
gen zum Kontaktrecht oberste Priorität haben. 
Kontaktrechte der Eltern dürfen nicht auf Kosten 
der physischen oder psychischen Gesundheit des 
Kindes durchgesetzt werden. Ein Kontaktzwang 
von Kindern muss gesetzlich verboten werden. Vor 
allem muss die Durchsetzung des elterlichen Kon-
taktrechts mit Polizeieinsätzen verboten werden.

•	 Kindern muss geglaubt werden: Berichten sie von 
(sexualisierter) Gewalt, darf ihnen ihre Erfahrung 
nicht abgesprochen werden.

•	 Verweigern Kinder den Kontakt zu einem Elternteil, 
dürfen sie nicht dazu gezwungen werden, egal, ob 
sie den Grund dafür angeben oder nicht. Die Miss-
achtung des Kindeswillens verletzt die Kinderrechte!
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Bekämpfung sexualisierter Gewalt gegen Kinder

FEM.A fordert die vollständige Umsetzung der Lanza-
rote-Konvention. Dazu gehört:
•	 Kindern muss geglaubt werden, wenn sie von Ge-

walt erzählen! Es darf nicht angenommen werden, 
dass ein Elternteil dem Kind die Gewalt einredet. 

•	 Bei jeder Gefährdungsmeldung mit Verdacht auf 
sexuellen Kindesmissbrauch muss eine rechtlich 
verpflichtende Anzeige bei der Polizei oder Staats-
anwaltschaft von der Kinder- und Jugendhilfe einge-
bracht werden. Es darf nicht im Ermessen einzelner 
Personen liegen, ob sie die Anschuldigungen als 
glaubhaft einschätzen oder dem Verfahren Erfolgs-
aussichten beimessen. Bringt jemand den Verdacht 
auf sexuellen Kindesmissbrauch ein, muss die Kin-
der- und Jugendhilfe verpflichtend und in allen Fäl-
len Anzeige erstatten.

•	 Ein bundesweit einheitliches Vorgehen der Exekuti-
ve bei Ermittlungen muss geschaffen werden. Dazu 
gehört, dass das Opfer und die Angehörigen umge-
hend therapeutische Hilfe bekommen und dass die 
Exekutive und die Justiz dahingehend weitergebil-
det werden, dass eine Therapie die Erinnerung des 
Kindes nicht verfälschen kann. Eine Wartefrist für 
die Therapie bis zur Einvernahme ist auch in der 
Lanzarote-Konvention nicht vorgesehen.

•	 Die Anzahl der Befragungen muss auf eine einzige 
videodokumentierte Befragung begrenzt werden.

•	 Bei jeder Gefährdungsmeldung mit Verdacht auf se-
xuellen Kindesmissbrauch muss ein Antrag auf Aus-
setzung des Kontaktrechts und der Obsorge von der 
Kinder- und Jugendhilfe eingebracht werden. Erst, 
wenn feststeht, dass es keinen Zweifel daran gibt, 
dass das Kind nicht sexuell missbraucht wurde, 
können Obsorge und Kontaktrecht durch den zuvor 
Beschuldigten wieder ausgeübt werden.

•	 Steht der Verdacht des sexuellen Missbrauchs im 
Raum, muss das Recht bestehen, das Kontaktrecht 
zum Schutz des Kindes umgehend auszusetzen. 
Eine Meldung des Verdachts bei der Kinder- und Ju-
gendhilfe muss dafür ausreichen. 

•	 Es muss eine bundesweit einheitliche, öffentliche 
und transparente Richtlinie zum Vorgehen bei Ge-
fährdungsmeldungen und Gefährdungsabklärun-
gen bei Verdacht auf sexuellen Kindesmissbrauch 
geben. Diese Richtlinie muss die Mitarbeiter*in-

nen der Kinder- und Jugendhilfe verpflichten, das 
betroffene Kind umgehend an eine auf sexuellen 
Kindesmissbrauch spezialisierte kinderpsychiatri-
sche und rechtsmedizinische Fachambulanz zu-
zuweisen. Dadurch wird sowohl die professionelle 
Beweissicherung gewährleistet als auch die soforti-
ge therapeutische Unterstützung des Kindes sicher-
gestellt.	

•	 Es muss eine einheitliche Aufklärung von Müttern 
und Kindern bezüglich des Prozesses, ihrer Rechte 
und Möglichkeiten geben.

•	 Es muss dafür gesorgt werden, dass es ein flächen-
deckendes Angebot an auf sexuellen Kindesmiss-
brauch spezialisierten Ambulanzen (Rechtsmedizin 
und Kinderpsychiatrie) eingerichtet wird.

•	 Flächendeckend muss die Möglichkeit geschaffen 
werden, dass Opfer von auf sexuellen Kindesmiss-
brauch spezialisierten Beamti*nnen einvernommen 
werden. Es müssen bundesweit einheitliche, spezi-
alisierte Fachstellen für Ermittlungen bei Verdacht 
auf sexuellen Kindesmissbrauch eingerichtet wer-
den. Diese sollen interdisziplinär arbeiten und Fach-
kräfte aus Justiz, Polizei, Kinderpsychiatrie und 
Sozialarbeit einbinden, um eine professionelle und 
kindgerechte Fallbearbeitung sicherzustellen. Die 
Fachstellen müssen klare Standards für die Zusam-
menarbeit mit Gerichten, der Kinder- und Jugend-
hilfe sowie spezialisierten Therapieeinrichtungen 
haben.

•	 Bei einer Gefährdungsmeldung oder einem Ermitt-
lungsverfahren wegen Verdachts auf sexuellen 
Kindesmissbrauch muss das betroffene Kind um-
gehend einer spezialisierten kinderpsychiatrischen 
und rechtsmedizinischen Fachambulanz zugewie-
sen werden. Diese Ambulanzen müssen eng mit den 
spezialisierten Fachstellen für Ermittlungen und mit 
kinderschutzspezifischen Therapieeinrichtungen 
vernetzt sein. Dadurch wird sichergestellt, dass die 
Beweissicherung professionell erfolgt und das Kind 
sofortigen Zugang zu therapeutischer Hilfe erhält.

•	 Die bereits existierenden Schutzmaßnahmen für 
Kinder, die im Strafrecht vorgesehen sind, müssen 
auch im Zivilrecht verbindlich gelten, selbst wenn 
ein Strafverfahren ohne Verurteilung geendet hat 
oder eingestellt wurde. Der Grundsatz „in dubio pro 
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reo“ (im Zweifel ist der Angeklagte freizusprechen) 
gilt im Familienrecht nicht. Hier gilt: im Zweifel für 
den Schutz des Kindes!

•	 Das Zusammentreffen des möglichen Täters mit 
dem möglichen kindlichen Opfer und Interaktions-
beobachtungen in Begutachtungsprozessen müs-
sen dezidiert ausgeschlossen werden, wenn es 
einen Verdacht auf sexuellen Missbrauch des Kin-
des gibt, ungeachtet des Ausgangs eines eventuell 
abgeschlossenen oder laufenden Strafverfahrens.

•	 Bei einer Anzeige oder einer Gefährdungsmeldung 
mit Verdacht auf bildliche Darstellung von sexuel-
lem Kindesmissbrauch muss automatisch eine 
Hausdurchsuchung und eine Sicherung der elektro-
nischen Geräte des Beschuldigten stattfinden.

•	 Es muss sowohl im Straf- als auch im Zivilrecht ei-
ne Verpflichtung geben, die gesamten Beweismittel, 
die bei Verdacht auf sexuellen Kindesmissbrauch 
eingebracht werden, zu sichten und zu beurteilen.

•	 In Deutschland gibt es eine Lernplattform für medi-
zinisches Personal, die auch Österreich offen steht: 
https://kinderschutzhotline.de/. 

•	 Darüber hinaus gibt es eine 24-Stunden Hotline, bei 
der sich medizinisches Personal von Spezialist*in-
nen Rat holen können. Wir fordern für alle Berufe, 
die mit möglicherweise sexuell missbrauchten Kin-
dern interagieren, eine Lernplattform für Österreich, 
sowie eine 24- Stunden Hotline, an der sie genaue 
Instruktionen von Spezialist*innen bekommen 
können.

•	 Um die Beweissicherung zu garantieren, müssen 
Täter verpflichtend und umgehend (innerhalb von 
48 Stunden nach dem Vorfall) von auf sexuellen Kin-
desmissbrauch spezialisierten Mediziner*innen be-
gutachtet werden – sowohl psychiatrisch als auch 
physisch.

•	 Auch bei Verdacht auf sexuellen Kindesmissbrauch 
müssen nach Eingang einer Anzeige oder einer Ge-
fährdungsmeldung umgehend Fallkonferenzen mit 
Spezialist*innen für sexuellen Kindesmissbrauch 
stattfinden.

•	 Es braucht dringend eine gesetzliche (verbindliche) 
Regelung, dass Obsorge und Kontaktrecht sofort 
nach Aufkommen eines Verdachts ausgesetzt wer-
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den müssen, solange, bis zweifelsfrei festgestellt 
werden konnte, dass der Verdacht auf sexuellen 
Kindesmissbrauch unbegründet ist.

•	 Bei jeder Anzeige, Gefährdungsmeldung oder bei 
einem Strafverfahren wegen Verdacht auf sexuellen 
Kindesmissbrauch muss ein Familiengericht ver-
pflichtend eigene Ermittlungen anstellen, um sicher 
zu gehen, dass das Kind in seinem Zuhause oder 
während der (begleiteten) Besuchskontakte nicht 
abermals in Gefahr ist oder retraumatisiert wird. Es 
gilt nicht „im Zweifel für den Angeklagten“, sondern 
„im Zweifel für das Kind“.

•	 Eine Kindesabnahme durch die Kinder- und Jugend-
hilfe im Fall von sexuellem Missbrauch darf nur 
dann erfolgen, wenn das Kind seinen Hauptaufent-
haltsort im selben Haushalt wie der Täter hat und 
bereits alle anderen Maßnahmen ausgeschöpft 
wurden (z.B. die Wegweisung des Täters aus dem 
gemeinsamen Haushalt).

•	 Strafgerichte und Pflegschaftsgerichte müssen ver-
pflichtet werden, sich gegenseitig umgehend von 
einem Anfangsverdacht zu informieren. Außerdem 
müssen die Gerichte unter Sanktionen verpflichtet 
werden, eine Gefährdungsmeldung bei der Kinder- 
und Jugendhilfe einzubringen.

•	 Es muss gesetzlich verankert werden, dass der Kon-
takt zu einem Elternteil, der das Kind missbraucht 
hat oder verdächtigt wird, das Kind missbraucht zu 
haben, nicht dem Kindeswohl entspricht.

•	 Der Kindeswille muss derart verankert werden, dass 
ein vermutliches kindliches Gewaltopfer nicht mehr 
gegen seinen Willen gezwungen werden kann, Kon-
taktbesuche oder Erinnerungskontakte mit dem ver-
mutlichen Täter wahrzunehmen.

•	 Nur wenn das missbrauchte Kind explizit äußert, 
dass es den verurteilten Vater sehen möchte und 
dies dem Kindeswohl entspricht, so soll ein beglei-
teter Kontakt stattfinden können.

•	 Selbst wenn ein Sexualstraftäter ein anderes Kind 
missbraucht hat, muss der gesamte Schutzmecha-
nismus für seine eigenen Kinder in Gang gesetzt 
werden: eine Gefährdungsmeldung muss an die 
Kinder- und Jugendhilfe ergehen, Diese muss einen 
Antrag auf Aussetzung der Obsorge und des Kon-
taktrechts bzw. eine eventuelle Wegweisung stel-
len. Der andere Elternteil muss umgehend darüber 
informiert werden, sobald der Verdacht auf sexuel-

len Kindesmissbrauch im Raum steht, auch wenn 
dieser Verdacht vorerst nicht das eigene Kind be-
trifft. Ein verurteilter Sexualstraftäter, der ein Kind 
missbraucht hat, ist kein geeigneter Umgang für 
das eigene Kind. Die Sicherheit kann nicht gewährt 
werden.

•	 Auch zukünftige Ehepartner*innen müssen vor der 
Eheschließung über die Straftat informiert werden, 
damit sie eventuell geplante Kinder entsprechend 
schützen können. Außerdem darf eine Sexualstraf-
tat gegen Kinder keine Verjährungsfrist haben. Stu-
dien zeigen, dass sich die Gefahr nicht mit dem 
Zeitablauf ändert.

•	 Im Fall einer Anzeige oder eines Verfahrens von se-
xuellem Kindesmissbrauch, muss gesetzlich ver-
ankert werden, dass gegen die anzeigende Person 
keine Einschüchterungsklagen wie Verleumdungs-
klagen oder andere Klagen erhoben werden dür-
fen. Die Whistleblower*innen müssen geschützt 
werden.

•	 Das Budget für therapeutische Hilfe (psychiatri-
sche, kinderpsychiatrische, psychologische oder 
psychotherapeutische Hilfe) für Opfer von sexuel-
lem Kindesmissbrauch und deren Angehörige muss 
derart erhöht werden, dass der gesamte Bedarf 
gedeckt werden kann. Darüber hinaus muss ein 
gesetzlich verankerter Rechtsanspruch auf speziali-
sierte, langfristige therapeutische Unterstützung für 
betroffene Kinder und ihre nicht missbrauchenden 
Eltern oder Erziehungsberechtigten bestehen, damit 
sie unabhängig von ihrer finanziellen Situation eine 
kontinuierliche, fachgerechte Begleitung erhalten.

•	 Verstoßen Mitarbeiter*innen von Institutionen ge-
gen ihre Pflicht, alle Vorkehrungen zu treffen, um ein 
Opfer von sexuellem Kindesmissbrauch zu schüt-
zen, so muss dies strafrechtlich verfolgt werden: 
Es handelt sich um eine Mittäterschaft. Außerdem 
muss ein sofortiges Berufsverbot verhängt werden.

•	 Alle Professionen, die im Zuge einer Anzeige, einer 
Anschuldigung oder einer Gefährdungsmeldung 
wegen Verdachts auf sexuellen Kindesmissbrauch 
in Erscheinung treten, müssen inhaltlich verpflich-
tend auf Pseudodiagnosen, Täter-Opfer-Dynamiken, 
Traumata, posttraumatisches Stress Syndrom etc. 
verpflichtend geschult werden. Um die Aktualität 
und den Inhalt der Schulungen garantieren zu kön-
nen, müssen die Personen die Schulung nachweisen 
und diese muss in einem zentralen Register erfasst 
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werden. Können sie keine aktuellen Schulungen vor-
weisen, sollen sie nicht mehr im Rahmen eines Fal-
les von Verdacht auf sexuellen Kindesmissbrauch 
zum Einsatz kommen.

•	 Mitarbeiter*innen der Kinder- und Jugendhilfe müs-
sen verpflichtend Schulungen zu häuslicher Gewalt, 
Partnergewalt, Kindeswohl, Täterstrategien, Trauma 
und Traumafolgen absolvieren. Diese Schulungen 
müssen von unabhängigen Opferschutzeinrichtun-
gen durchgeführt und regelmäßig evaluiert werden. 
Ein zentrales Register muss sicherstellen, dass nur 
geschulte Fachkräfte Entscheidungen über Kindes-
abnahmen und Schutzmaßnahmen treffen. Perso-
nen ohne aktuellen Schulungsnachweis dürfen nicht 
über Maßnahmen im Kinderschutz entscheiden.

•	 Die anwaltliche Vertretung im Fall eines Verdachts 
auf sexuellen Kindesmissbrauch muss für das be-
troffene Kind und die gesetzliche Vertreterin kosten-
frei sein - auch im Pflegschaftsverfahren und selbst 
dann, wenn der Verdächtige im Strafverfahren, frei-
gesprochen wurde (im Zweifel für den Angeklagten, 
im Zweifel jedoch für den Schutz des Kindes im Zi-
vilrecht). Es darf nicht von der Finanzkraft des nicht 
beschuldigten Elternteils abhängen, ob ein Verfah-
ren eingeleitet wird und das Kind somit vor weite-
rem sexuellem Missbrauch geschützt wird.

•	 Das Strafmaß für sexuellen Missbrauch von Kindern 
durch ein Familienmitglied in Österreich muss er-
höht werden, um der Lanzarote-Konvention gerecht 
zu werden.

•	 Der Kindesunterhalt darf durch die Verurteilung des 
Täters nicht gefährdet werden. Viele Berufe benö-
tigen einen einwandfreien Leumund, insbesondere 
für die Arbeit mit Kindern. Kann der Täter aufgrund 
seiner Tat seiner gewohnten Berufstätigkeit nicht 
mehr nachgehen, so muss der Kindesunterhalt um-
gehend aus dem Vermögen weiter bestritten wer-
den, im Ausmaß der Kinderkosten.

•	 Hat der Täter kein Vermögen mehr, so muss ein an-
gemessener Kindesunterhalt vom Opferschutzfond 
bis zum Eintreten der Selbsterhaltungsfähigkeit des 
Opfers übernommen werden. Es ist dabei mit ein-
zuberechnen, dass Kinder, die Opfer sexualisierter 
Gewalt wurden, eventuell aufgrund der Traumatisie-
rung und der Zeit für die nötige Aufarbeitung, einen 
weniger zielgerichteten Ausbildungserfolg vor-
weisen können. Es ist daher ein anderer Maßstab 
anzusetzen als bei Kindern, die keine Gewaltopfer 

wurden. Der Kindesunterhalt soll auch dann über-
nommen werden, wenn das Kind aufgrund seiner 
Traumatisierung eine Zeit lang nicht fähig ist, ein 
Studium oder eine Ausbildung zu verfolgen.

•	 Der Zugriff auf das Vermögen des Täters muss auch 
für andere Unterhaltsberechtigte des Täters gelten. 
Sollte der Täter nicht zahlungsfähig sein, so soll für 
andere unterhaltsberechtigte Kinder die Unterhalts-
garantie greifen.
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Kindesabnahmen durch die Kinder- und Jugendhilfe nach §211 ABGB

•	 Kindesabnahmen müssen mit dem Einverständnis 
des Kindes und ohne Anwendung von Gewalt gegen 
das Kind erfolgen! Dazu gehört auch, dass keine Ge-
walt gegen die Elternteile vor den Augen des Kindes 
erfolgen darf.

•	 Die Kinder und die Eltern müssen unverzüglich über 
die Gründe der Abnahme und ihre Rechte aufgeklärt 
werden.

•	 Die leiblichen Eltern müssen umgehend nach der 
Kindesabnahme ein Recht auf Einsicht in die Auf-
zeichnungen der Kinder- und Jugendhilfe (Akten-
einsicht) bekommen, sowie das Recht, Kopien 
anzufertigen. 

•	 Im Sinne des Kindeswohls fordert FEM.A, dass die 
Kinder- und Jugendhilfe eine Kindesabnahme nach 
§211 ABGB umgehend, also innerhalb von 24 Stun-
den, dem Gericht melden muss und ein*e Richter*in 
(notfalls im Journaldienst) umgehend, also inner-
halb von 48 Stunden die betroffenen Eltern anhören 
muss. Es handelt sich bei einer Kindesabnahme um 
einen gravierenden Eingriff in das Familienleben.

•	 Eine neutrale Ombudsstelle muss flächendeckend 
eingerichtet werden, an die sich Eltern im Falle einer 
aus ihrer Sicht ungerechtfertigten Kindesabnahme 
wenden können – anders als bei anderen Instituti-
onen oder bei Behörden gibt es keine Möglichkeit, 
Beschwerde gegen die Kinder- und Jugendhilfe zu 
erheben.

•	 Ein unabhängiges Kontrollorgan, das die Arbeit der 
Kinder- und Jugendhilfe prüft, muss geschaffen 
werden.

•	 Dieses Kontrollorgan muss sicherstellen, dass je-
de Kindesabnahme durch ein interdisziplinäres 
Expert*innengremium überprüft wird. Vor einer He-
rausnahme müssen alle anderen Hilfsmaßnahmen 
geprüft und dokumentiert werden. Zudem muss ei-
ne verbindliche Befristung der Fremdunterbringung 
erfolgen, mit einem festgelegten Plan zur Rückfüh-
rung, wenn dies dem Kindeswohl entspricht.

•	 Das Gericht muss das Verfahren in einer dem Kin-
desalter entsprechend kurzen Frist abschließen, 
um eben diesem Fall vorzubeugen, dass sich eine 
eventuell unrechtmäßige Herausnahme und spä-
tere Rückführung in die Herkunftsfamilie negativ 
auf das Kindeswohl auswirkt. Als Maßstab ist hier 

das Schnellverfahren im Zivilrecht zu sehen, maxi-
mal aber vier Wochen. So können Eltern ggf. in die 
nächste Instanz gehen.

•	 Es muss immer eine mündliche Verhandlung statt-
finden. Die leiblichen Eltern müssen zwingend 
schriftlich und rechtzeitig über den Termin infor-
miert werden.

•	 Eine Verschleppung durch die Kinder- und Jugend-
hilfe darf nicht möglich gemacht werden, etwa, weil 
wiederholt dieselben Vorwürfe als Eingaben bei Ge-
richt eingebracht werden, oder die Partei nicht vor 
Gericht erscheint.

•	 Das Pflegschaftsgericht muss das Verfahren in 
einer dem Kindesalter entsprechend kurzen Frist 
abschließen, damit das Kind, die Eltern und die ge-
samte Familie keine irreparablen Schäden erleiden.

•	 „Gefahr in Verzug“ im Kontext einer Kindesabnahme 
muss gesetzlich geregelt werden, nämlich als un-
mittelbare Gefahr für Leib und Leben des Kindes. 
Die Kriterien müssen genau festgelegt werden, da-
mit Vorurteile, seien sie bezogen auf die Familien-
form (Alleinerzieherinnen), Gewalterfahrung, das 
Geschlecht, Behinderungen oder Lernschwierigkei-
ten, die zugeschriebene Herkunft, Religion, Kultur, 
Armut oder andere Merkmale, nicht zur Diskriminie-
rung von Familien beitragen.

•	 Die Begriffe „Gefahr in Verzug“, „Verwahrlosung“, 
„Nicht-Kooperation“ und „schwere Kindeswohlge-
fährdung“ müssen gesetzlich klar und explizit de-
finiert werden. Eine einheitliche und überprüfbare 
Grundlage ist notwendig, um willkürliche Eingriffe 
zu verhindern und sicherzustellen, dass diese Be-
griffe nicht dazu missbraucht werden, Mütter für 
ihr Schutzverhalten zu bestrafen oder Kindesabnah-
men auf unsicherer Grundlage durchzuführen.

•	 Ein öffentlicher Kriterienkatalog für Kindesabnah-
men muss verpflichtend eingeführt werden. Dieser 
soll sicherstellen, dass Eltern und betroffene Kinder 
nachvollziehen können, warum eine Kindesabnah-
me erfolgt und welche rechtlichen Schritte ihnen 
offenstehen. Zudem müssen diese Kriterien für die 
externe Kontrolle der Kinder- und Jugendhilfe ein-
sehbar und überprüfbar sein.

•	 Die Kinder- und Jugendhilfe muss die Gefahr in Ver-
zug beweisen können, ansonsten muss das Kind 
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sofort wieder in die Herkunftsfamilie verbracht 
werden. Die Herausnahme weg von der Hauptbe-
zugsperson kann gerade für ein Kind, das sexuellen 
Missbrauch erlitten hat und sich in einer besonders 
vulnerablen Situation befindet, in der es besondere 
Zuwendung seiner Bezugsperson braucht, eine wei-
tere Traumatisierung bedeuten. Es braucht vor al-
lem ein stabiles Umfeld.

•	 Stellt sich im Verfahren heraus, dass die Kindesab-
nahme nicht wegen „Gefahr im Verzug“, also Gefahr 
gegen Leib und Leben geschehen ist, so muss das 
Kind auf jeden Fall und unabhängig von der Dauer 
der Herausnahme aus der Herkunftsfamilie, umge-
hend wieder in diese zurückgeführt werden.

•	 Bei Kindesabnahmen wegen langfristiger Kindes-
wohlgefährdung muss die Kinder- und Jugendhilfe 
erst einen Antrag auf Übertragung der Obsorge stel-
len. Die Kinder dürfen in der Zwischenzeit weiterhin 
bei dem oder den Elterteil*en bleiben.

•	 Den Elternteilen und den Kindern muss kostenlose 

therapeutische Begleitung zur Verfügung gestellt 
werden, bei der oder dem Therapeut*in ihrer Wahl. 
Dieses Angebot muss ab dem Zeitpunkt der Kindes-
abnahme, als auch nach der Rückführung des Kin-
des bestehen.

•	 Sobald Zweifel aufkommen, ob Gefahr i,n Verzug 
für das Kind (also Gefahr für Leib und Leben) be-
steht, muss die Kinder- und Jugendhilfe die Eltern 
darüber informieren, dass sie eine Abnahme plant 
und die Eltern darüber in Kenntnis setzen, wie die 
Kindesabnahme abgewendet werden kann. Eine 
Kindesabnahme ist eine der schwersten Eingriffe 
in das Familienleben, die es gibt. Das Familienleben 
ist durch die Menschenrechtskonvention geschützt.

•	 Es braucht eine transparente und bundesweit ein-
heitliche Vorgehensweise bei Kindesabnahmen, 
damit die Eltern und eventuell auch die Kinder zu je-
der Zeit Bescheid wissen, was passiert und welche 
Rechte sie haben.

•	 Die Kinder- und Jugendhilfe darf nicht länger Län-
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dersache bleiben. Unterschiedliche Standards in 
den Bundesländern führen zu Willkür und fehlender 
Kontrolle. Eine bundesweit einheitliche Regelung 
muss eingeführt werden, um sicherzustellen, dass 
alle Kinder in Österreich die gleichen Rechte und 
Schutzmaßnahmen erhalten.

•	 Die Kriterien und die Vorgehensweise bei Gefähr-
dungsabklärungen müssen auch für Eltern und Kin-
der transparent gestaltet werden.

•	 Die Kriterien der Gefährdungsabklärung müssen auf 
wissenschaftlicher Basis beruhen, die jegliche Dis-
kriminierung zum Beispiel aufgrund der Familien-
form, Religion, Herkunft, zugeschriebener Herkunft, 
Behinderung, Armut, Lernschwierigkeiten, Gewalter-
fahrung, Geschlecht, Bildungsgrad, Erwerbsstatus, 
Alter oder anderen Merkmalen ausschließt.

•	 Für die Begleitung von Eltern müssen mehr finan-
zielle Mittel zur Verfügung gestellt werden, um eine 
teure Kindesabnahme abzuwenden. Die einmaligen 
Kosten (zum Beispiel des Polizeieinsatzes, Kosten 
für Sozialarbeiter*innen und Gerichte, Anwaltskos-
ten etc.) und die dauerhaften Kosten (zum Beispiel 
Unterbringung, begleitete Besuche, Therapieauf-
wände aufgrund der traumatisierenden Kindesab-
nahme) müssen beachtet werden.

•	 Die Finanzierung von Heimen, Wohngemeinschaf-
ten und Pflegefamilien müssen strikt auf den tat-
sächlichen Bedarf begrenzt werden, um finanzielle 
Fehlanreize zu vermeiden. Einrichtungen dürfen kei-
ne wirtschaftlichen Interessen daran haben, Kinder 
dauerhaft in Fremdunterbringung zu behalten. Eine 
regelmäßige Überprüfung der Mittelverwendung 
durch den Rechnungshof muss sicherstellen, dass 
finanzielle Interessen keine Rolle bei Kindesabnah-
men spielen.

•	 Kindesabnahmen aufgrund von Armut sollen 
ausgeschlossen werden, auch dann, wenn eine 
Überforderung der Eltern aufgrund ihrer hohen Er-
werbstätigkeit aus der finanziellen Zwangslage her-
aus besteht. Stattdessen sollen die Eltern finanziell 
unterstützt werden, damit sich zumindest ein El-
ternteil angemessen um das Kind kümmern kann, 
ohne durch finanziell nötige hohe Erwerbstätigkeit 
wieder gefährdet zu werden, in eine Überforderung 
zu geraten.

•	 Es muss eine wissenschaftliche Erhebung zum Um-

gang der Kinder- und Jugendhilfe und Gerichten mit 
Gewaltvorfällen gegen Frauen und Kinder geben.

•	 Eine regelmäßige Evaluierung der Zustände in Hei-
men und Wohngemeinschaften muss eingeführt 
werden. Dabei sind insbesondere folgende Punkte 
zu untersuchen:

•	 Missbrauch von Psychopharmaka in der Fremd-
unterbringung, insbesondere ob Kinder unnötig 
medikamentös ruhiggestellt werden. Es muss eine 
unabhängige Überprüfung geben, ob und in welchem 
Ausmaß Kinder in Heimen oder Pflegefamilien Psy-
chopharmaka verabreicht bekommen. Medikamen-
töse Ruhigstellung darf nicht missbraucht werden, 
um unerwünschtes Verhalten zu unterdrücken. Alle 
psychopharmakologischen Behandlungen müssen 
ärztlich überprüft, dokumentiert und auf ihre medi-
zinische Notwendigkeit hin untersucht werden.

•	 Häufigkeit und Ursachen von weggelaufenen Kin-
dern und Jugendlichen aus Heimen oder Pflegefami-
lien müssen dokumentiert werden, um Missstände 
in der Betreuung und den Lebensbedingungen in 
den Einrichtungen aufzudecken.

•	 Langfristige Auswirkungen von Fremdunterbrin-
gung, insbesondere in Bezug auf Schulbildung, psy-
chische Gesundheit und spätere Berufschancen 
müssen erhoben werden.

•	 Diese Daten müssen regelmäßig veröffentlicht und 
für unabhängige Untersuchungen zugänglich ge-
macht werden.

•	 Die Frühunterstützung, die Abnahme und die Rück-
führung müssen jeweils von unterschiedlichen Per-
sonen entschieden werden.

•	 Sollte die Kindesabnahme zu Unrecht erfolgt sein, 
so müssen die Opfer, das sind die Obsorgeberech-
tigten und die Kinder, kostenlose Prozesshilfe zur 
Durchsetzung des Schadenersatzes bekommen.

•	 Die ehemals Obsorgeberechtigten müssen umge-
hend das Recht auf kostenlosen Rechtsbeistand zu-
gesprochen bekommen, selbst dann, wenn sie nicht 
bedürftig sind. Eine Kindesabnahme ist ein schwe-
rer Eingriff in die Menschenrechte.

•	 Umgehend nach der Kindesabnahme muss ein Kon-
taktrecht für leibliche Eltern und Kinder eingerichtet 
werden, das ihnen einen Kontakt jeden zweiten Tag 
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ermöglicht, außer es kam zu Gewalt durch die leib-
lichen Eltern.

•	 Eine Kindesabnahme aufgrund sexuellen Miss-
brauchs darf nur dann erfolgen, wenn der Täter im 
selben Haushalt wohnt und langfristig nicht auszie-
hen kann oder will.

•	 Kinderrechte bei Kindesabnahmen:
o	 Kinder müssen ab dem Alter, ab dem sie ihren 

Willen verbalisieren können (in der Regel ab zwei 
oder drei Jahren) vom Gericht gehört werden. Da-
zu muss dem in Obhut genommenen Kind auto-
matisch ein Kinderbeistand zur Seite gestellt 
werden.

o	 Der Kindeswille muss in die Entscheidung über 
die Obsorge und das Kontaktrecht zu den leibli-
chen Eltern mit einfließen.

o	 Das in Obhut genommene Kind muss umgehend 
und vollumfänglich über den Grund der Kindesab-
nahme, den weiteren Prozess und seine Rechte 
aufgeklärt werden.

o	 Die Kinder müssen umgehend nach der Kindes-
abnahme den Kontakt der zuständigen Kinder- 
und Jugendanwaltschaft übermittelt bekommen. 
Sie müssen darüber hinaus die Möglichkeit be-
kommen, die Kinder- und Jugendanwaltschaft 
ungestört zu kontaktieren. Das heißt, sie müssen 
eine Möglichkeit zu telefonieren bekommen, ohne 
dass etwa Pflegeelternteile oder Mitarbeiter*in-
nen der Kinder- und Jugendhilfe anwesend sind.

o	 Es müssen ausreichende finanzielle Mittel für 
Kinder, die tatsächlich in staatlichen Einrichtun-
gen untergebracht werden müssen, zur Verfü-
gung gestellt werden.

•	 Es braucht dringend Statistiken, die eine Untersu-
chung auf Diskriminierung zulassen: Es muss bei 
jeder Kindesabnahme erfasst werden, ob die Fami-
lie Migrationshintergrund hatte, ob das Kind aus ei-
nem Ein-Eltern-Haushalt stammt, andere mögliche 
Diskriminierungsgründe wie Armut und ihre Folgen, 
Krankheit eines Elternteils, Behinderung etc.
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Schutz vor finanzieller Gewalt

Forderung zur systematischen Datenerhebung und Monitoring

•	 Im Rahmen von Gender-Budgeting: Erhebung der 
Auswirkung der Maßnahmen speziell auf Allein- 
erzieher*innen 

•	 Jährliche Erhebung der Inflationsrate für Alleinerzie-
herinnen und Anpassung der Sozialleistungen auf 
Basis dieser Inflationsrate

•	 Weitere Studien zur Erhebung der Gründe für die Ar-
mut und Ausgrenzung von Alleinerzieherinnen und 
ihren Kindern in Österreich, insbesondere im euro-
päischen Vergleich

•	 Studie zur Erforschung effektiver Maßnahmen zur 
Beendigung der Kinderarmut von Alleinerzieherinnen

•	 Im Rahmen der EU Kindergarantie: Erhebung der 
Auswirkungen der Maßnahmen auf Kinder von 
Alleinerzieherinnen und Kinder in Mehr-Erwach- 
senen-Haushalten. 

•	 Regelmäßige Erhebung der Höhe des Kindes-
unterhalts, zum Beispiel im Rahmen der EU SILC 
Befragung

•	 Erhebung der Altersarmut von ehemaligen 
Alleinerzieher*innen 
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Kindesunterhalt

•	 Die Verantwortlichkeit für die Publikation des Re-
gelbedarfs muss der Statistik Austria übertragen 
werden, die die Valorisierung der Kinderkosten auf 
Basis des für Alleinerzieherinnen berechneten, indi-
viduellem VPI vornimmt.

•	 Der Regelbedarf muss als absolute Untergrenze 
des gesetzlichen Kindesunterhalts festgeschrieben 
werden.

•	 Der Kindesunterhalt darf nicht aufgrund einer höhe-
ren Betreuungsleistung des Unterhaltsschuldners 
gekürzt werden. Die Kinderkosten des hauptbetreu-
enden Elternteils reduzieren sich durch die vermehr-
te Betreuungsleistung nicht oder nur geringfügig 
(Ausgaben für Wohnen, Kleidung, Haushaltsenergie 
etc. bleiben gleich). Auch das Ausmaß an Berufs-
tätigkeit kann meist beim hauptbetreuenden Eltern-
teil nicht erhöht werden, während der Mental Load 
in der Regel gleich bleibt. Kinder werden deshalb in 
die Armut gestürzt. Die Unterhaltsreduktion schafft 
zusätzlich falsche Anreize. 

•	 Die „Playboygrenze“ (auch „Unterhaltsstopp“ oder 
„Luxusgrenze“) muss abgeschafft werden, um der 
vom Gesetzgeber gewünschten Teilhabe am Le-
bensstil der Eltern gerecht zu werden. Für eine „pä-
dagogisch schädliche Überalimentierung“ gibt es 
keine wissenschaftlichen Anhaltspunkte, sie ist eine 
Erfindung von Höchstrichter*innen. Die derzeitige 
„Luxusgrenze“ für Kinder zwischen 6 und 10 Jahren 
liegt sogar unter den tatsächlichen Kinderkosten, 
wobei diese Kinderkosten nur einen durchschnittli-
chen Lebensstil annehmen. Laut RA Helene klar ist 
diese Höchstgrenze auch deshalb nicht nachvoll-
ziehbar, denn die Kinder würden im Falle der Nicht-
Scheidung ebenfalls vom höheren Lebensstandard 
des Vaters profitieren ohne pädagogischen Scha-
den zu nehmen. Die Luxusgrenze führe aber auch 
dazu, dass Gutverdienende prozentuell auf ihre Ein-
kommen bezogen, einen viel niedrigeren Unterhalt 
leisten als etwa Hilfsarbeiter. 

•	 Der Zugriff auf das Vermögen, Anlagen und Bargeld 
des Unterhaltsschuldners muss immer dann ge-
setzlich festgeschrieben sein, wenn der Mindestun-
terhalt in Höhe der valorisierten Kinderkosten für die 
Altersgruppe nicht aus dem laufenden Einkommen 
gedeckt werden kann. Die Unterhaltspfändungs-

Die Berechnung und die Bestimmungen zum Kindes-
unterhalt müssen gesetzlich festgeschrieben werden. 
Derzeit beruhen alle Regeln auf der Rechtsprechung, 
doch wir sind überzeugt: Die Lebensgrundlage von 
hunderttausenden Trennungskindern in Österreich 
muss durch einen demokratischen Prozess über die 
Gesetzgebung festgelegt werden. Ihr Schicksal ist zu 
wichtig, um es von einer Hand voll Höchstrichter*innen 
bestimmen zu lassen. Auch wenn eine individuelle Be-
trachtung wichtig ist, wird sie häufig dazu benutzt, das 
Einkommen und die Vermögen der Unterhaltsschuld-
ner*innen zu schonen, während sie Alleinerzieherin-
nen und ihre Kinder in Armut und Ausgrenzung stürzt. 
Alleinerzieherinnen werden durch ihr hohes Armuts-
risiko systematisch von der gerichtlichen Durchset-
zung ihrer Rechte ausgeschlossen. Die hohen Kosten 
familienrechtlicher Verfahren, das finanzielle Risiko 
durch rechtsmissbräuchliche Klagen und die struktu-
relle Benachteiligung bei Prozesskostenhilfe führen da-
zu, dass viele Mütter gezwungen sind, auf rechtliche 
Schritte zu verzichten – selbst wenn ihre Rechte ver-
letzt werden. Gleichzeitig nutzen wirtschaftlich besser 
gestellte Trennungsväter ihre finanziellen Ressourcen 
strategisch, um Verfahren zu dominieren, gerichtliche 
Entscheidungen zu beeinflussen und bestehende Un-
gleichheiten weiter zu zementieren. Dadurch entwickelt 
sich die ständige Rechtsprechung zunehmend zu ihren 
Gunsten, während die Rechte von Alleinerzieherinnen 
und ihren Kindern systematisch ausgehöhlt werden.

Folgende Grundsätze müssen gesetzlich verankert 
werden:

•	 Die Prozentsatzmethode muss gesetzlich festge-
schrieben werden.

•	 Die Prozentsätze für alle Altersgruppen müssen er-
höht werden, insbesondere für die Altersgruppe der 
über 19-jährigen Kinder. Es muss die Möglichkeit 
bestehen, dass die Prozentsätze der 19jährigen Kin-
der erhöht werden, da auch der Regelbedarf ab 19 
Jahren erhöht wird..

•	 Der durchschnittliche Bedarf (Regelbedarf) muss, 
wie eigentlich vorgesehen, gesetzlich auf die Höhe 
der valorisierten Kinderkosten für die unterschiedli-
chen Altersgruppen auf Basis der Kinderkostenana-
lyse 2021 festgesetzt werden.
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grenze muss auf die Armutsgefährdungsschwelle 
erhöht werden, wenn die oder der Unterhaltsschuld-
ner*in selbst Alleinerzieher*in ist. 

•	 Unterhaltsschuldner*innen, die Unternehmer*innen 
sind, müssen gesetzlich verpflichtet werden, Rück-
lagen für den Kindesunterhalt auf einem Treuhand-
konto zu bilden, solange sie ein gutes Einkommen 
haben.

•	 Unterhaltsschuldner*innen, die Unternehmer*innen 
sind, sollen gesetzlich erst nach einem dauerhaft 
geringeren Einkommen (3 Jahre) einen Antrag auf 
Unterhaltsherabsetzung beantragen können.

•	 Unterhaltsschuldner*innen, die Unternehmer*innen 
sind, sollen bei anhaltend unzureichendem Einkom-
men aufgrund ihrer unternehmerischen Tätigkeit 
auf den Unterhalt angespannt werden können. Kin-
deswohl geht der Selbstverwirklichung vor!

•	 Ist der oder die Unterhaltschuldner*in beruflich tä-
tig, ohne selbst dabei wirtschaftlich Einkommen 
oder Vermögen zu generieren, muss eine Anspan-
nung auf den erwirtschafteten Wert gesetzlich vor-
geschrieben sein. Einer Entziehung von Vermögen 
und Einkommen durch die Überschreibung auf Drit-
te sollte so vorgebeugt werden.

•	 Der Kindesunterhalt muss verpflichtend und ohne 
Aufforderung durch den unterhaltspflichtigen El-
ternteil geleistet werden. Der betreuende Elternteil 
darf nicht mit der Einbringung der Unterhaltsforde-
rung belastet werden. 

•	 Die Verpflichtung beider Elternteile, für das Kind 
auch nach der Trennung zu sorgen, besteht auto-
matisch. Deshalb sollte der Unterhaltsanspruch als 
vorläufiger Unterhalt umgehend und antragslos in 
Höhe der valorisierten Kinderkosten ab dem Zeit-
punkt der Trennung bestehen. Die betreuenden El-
ternteile können nicht noch mit der Einbringung des 
Unterhalts belastet werden.

•	 Der vorläufige Unterhalt sollte selbstständig vom 
Gericht mit einer Frist geprüft werden.

•	 Der Sonderbedarf muss gesetzlich festgelegt wer-
den, mit einer Liste der üblichen Sonderbedarfe.

•	 Sonderbedarf sollte jedenfalls auch dann zuge-
sprochen werden, wenn Kindesunterhalt über dem 
Regelbedarf bezahlt wird. Der normale Kindesunter-
halt dient zur Deckung der durchschnittlichen Aus-
gaben des Lebensunterhalts. Gibt es Sonderbedarf, 
so steht dahinter ein besonderer Grund, etwa ge-

sundheitliche Schwierigkeiten oder eine besondere 
Begabung. Dieser Bedarf darf nicht zu einer Verar-
mung der Kinder führen.

Wenn ein Gericht entgegen unserer Forderung ein 
Wechselmodell per Zwang anordnet, muss der volle 
Kindesunterhalt trotzdem verpflichtend bleiben. Be-
sonders, wenn ein Elternteil wegen langer Karenz- und 
Elternteilzeit einen Karriereknick erlitten hat und dauer-
haft weniger verdient. Dieser Elternteil kann weniger 
zum Unterhalt beitragen, was das Risiko von Teilzeit-
armut für das Kind erhöht. Um finanzielle Nachteile für 
das Kind und mögliche Loyalitätskonflikte zu vermei-
den, darf der Unterhalt nicht gekürzt werden.
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Unterhaltsvorschuss

Das derzeitige Unterhaltsvorschussgesetz ist derart 
restriktiv, dass viele Kinder von Alleinerzieherinnen 
keinen Anspruch darauf haben. Das zeigt auch die 
Unterhaltsbefragung der Statistik Austria: 36% der Kin-
der von Alleinerzieherinnen beziehen weder Unterhalt 
noch Ersatzleistungen. Der Zugang zum Unterhalts-
vorschuss muss deshalb erleichtert werden. Auch die 
Höhe des Unterhaltsvorschuss ist im Vergleich zu den 
Kinderkosten bei Alleinerzieherinnen zu gering: 2021 
betrugen die durchschnittlichen Kinderkosten 900 EUR, 
während der durchschnittliche Unterhaltsvorschuss 
250 EUR betrug. Die Lücke wird in der Regel durch Ver-
zicht wettgemacht, in der Praxis bedeutet das Kinder-
armut und Frauenarmut. Insbesondere die Pflicht zum 
Versuch der Exekution des Kindesunterhalts stellt eine 
große Hürde für Alleinerzieherinnen dar, gerade, wenn 
sie von Gewalt betroffen sind.
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Unterhaltsgarantie

Wenn Kindesunterhalt und Unterhaltsvorschuss unter 
den Kinderkosten (valorisiert auf Basis der Kinderkos-
tenanalyse 2021 der Statistik Austria) liegen, muss der 
Staat einspringen, um Kinderarmut zu verhindern! Je-
de*r zweite Alleinerzieher*in und ihre Kinder sind laut 
EU SILC Erhebung von Armut und Ausgrenzung betrof-
fen. Bemisst man die Zahlen an den Kinderkonsum-
einheiten, die für Österreich durch die Statistik Austria 
errechnet wurden, so sind vermutlich sogar zwei von 
drei Alleinerzieherinnen und ihre Kinder von Armut oder 
Ausgrenzung betroffen. Eine Unterhaltsgarantie, die je-
dem Kind einer Alleinerzieher*in die Abdeckung der 
vollen Kinderkosten (valorisiert, nach Kinderkosten-
analyse der Statistik Austria) garantiert, ist eine ziel-
gerichtete Maßnahme, um einen großen Teil der Kinder 
von Alleinerzieherinnen aus der Armut zu holen. Ande-
re Familienleistungen wie Familienbeihilfe, Sozialhilfe, 
Kindesunterhalt, Halbwaisenpension und Unterhalts-
vorschuss sollen vom Höchstbetrag (Kinderkosten) 
abgezogen werden.

Die Unterhaltsgarantie rentiert sich: Kinderarmut kostet 
Österreich jährlich 3,6% des BIP. Dabei wurden die Fol-
gekosten der Frauenarmut bei Alleinerzieherinnen noch 
nicht mitberechnet – auch sie leiden unter schlechterer 
Gesundheit, höherer Belastung und zukünftiger Alters-
armut. Eine Unterhaltsgarantie kann auch andere po-
sitive Nebeneffekte haben: Konflikte, die oft aufgrund 
der angespannten finanziellen Situation beider Eltern 
nach der Trennung entstehen, werden vorgebeugt. Die 
Unterhaltsgarantie kann auch ein Instrument des Ge-
waltschutzes sein: Gewaltopfer können sich oft nicht 
aus der Beziehung lösen, da sie ohne Kindesunterhalt 
ihr Kind nicht selbst durchbringen können. Sie bleiben 
deshalb oft in der Gewaltbeziehung. Außerdem kann 
durch die Unterhaltsgarantie finanzieller Gewalt vorge-
beugt werden: Der Kindesunterhalt kann nicht mehr als 
Druckmittel eingesetzt werden. 

Um Kinder in finanziellen Notlagen besser zu schützen, 
muss die Bearbeitung von Unterhaltsvorschussan-
trägen beschleunigt werden. Die derzeitigen Bearbei-
tungszeiten sind für betroffene Familien nicht tragbar. 
Daher sind folgende Maßnahmen notwendig:
•	 Einführung eines Soforthilfe-Unterhaltsvorschus-

ses, der innerhalb von 14 Tagen nach Antragstellung 
ausgezahlt wird, um akute finanzielle Engpässe zu 
überbrücken.

•	 Verkürzung der Bearbeitungszeit für reguläre Anträ-
ge auf maximal vier Wochen.

•	 Der Rechtsanspruch auf einen Vollzeitplatz in einer 
Kinderbildungseinrichtung für alle Kinder von Allein-
erzieherinnen ab dem 1. Geburtstag.

•	 Vorrangige Vergabe von Kinderbetreuungsplätzen 
für Alleinerzieherinnen, um Arbeitsaufnahme und 
finanzielle Unabhängigkeit zu ermöglichen.

•	 Umsetzung der Forderungen bezüglich des Kin-
desunterhalts, des Unterhaltsvorschuss und der 
Unterhaltsgarantie.

•	 Kein gemeinsames Sorgerecht, wenn finanzielle 
Kontrolle als Gewaltmittel eingesetzt wurde
o	 Dazu zählt insbesondere, wenn ein Elternteil ab-

sichtlich Unterhalt vorenthält oder finanziellen 
Druck ausübt, um das andere Elternteil zu be-
stimmten Entscheidungen zu zwingen.

o	 Missbrauch von Kontakt- und Obsorgerechten 
zur finanziellen Entlastung: Väter, die mehr Be-
treuungstage oder das Wechselmodell beantra-
gen, um den Unterhalt zu reduzieren, müssen 
nachweisen, dass sie die Betreuung tatsächlich 
selbst übernehmen – nicht durch Dritte. Wird die 
Betreuung nicht überwiegend durch den beantra-
genden Elternteil selbst ausgeübt, sondern durch 
Partnerinnen, Großeltern oder externe Betreu-
ungspersonen, darf dies keinen Einfluss auf die 
Unterhaltsreduzierung haben.

•	 Bevorzugter Zugang zu Sozialwohnungen für Allein-
erzieherinnen mit niedrigem Einkommen.

•	 Kostenlose Notfallbetreuung für Kinder von Allein-
erzieherinnen, wenn der betreuende Elternteil krank 
wird oder einen unvorhergesehenen Notfall hat.

•	 Mehr finanzielle Mittel für Alleinerzieherinnen mit 
Kindern mit besonderen Bedürfnissen, um Mehr-
kosten für Betreuung und Förderung abzudecken.

•	 Einführung eines Überbrückungsgeldes für Alleiner-
zieherinnen nach Trennung oder bei Flucht vor Ge-
walt, um Einkommensverluste abzufangen.

•	 Verlängerung des Anspruchs auf Karenzgeld und 
andere Sozialleistungen bei Trennung, damit die 
Mutter nicht unmittelbar nach der Trennung in fi-
nanzielle Not gerät.
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Schutz vor struktureller, finanzieller Diskriminierung von Alleinerzieherinnen 

Alleinerzieherinnen werden sowohl bei staatlichen Fa-
milienleistungen als auch bei Sozialleistungen struk-
turell diskriminiert. Familienleistungen sind, wie etwa 
der Partnerschaftsbonus oder die längere Bezugszeit 
des Kinderbetreuungsgelds bei geteilter Inanspruch-
nahme ausschließlich auf Paarfamilien ausgelegt. Der 
Bezug des Partnerschaftsbonus und der verlänger-
te Bezug des Kinderbetreuungsgelds durch Alleiner-
zieherinnen ist von vornherein ohne Ersatzleistungen 
ausgeschlossen. Bei Sozialleistungen wird oft die Ar-
mutsgefährdungsgrenze oder andere Einkommens-
grenzen als Zugangsberechtigung festgelegt, bei 
denen die höheren Kosten nicht mit einberechnet wer-
den. Die Armutsgefährdungsgrenze, die von Eurostat 
vorgegeben ist, unterschätzt die Armut von Alleinerzie-
herinnen und ihren Kindern in Österreich bei weitem, 
was aus den Kinderkonsumeinheiten, die im Rahmen 
der Kinderkostenanalyse der Statistik Austria 2021 er-
rechnet wurden, hervorgeht. Andererseits überschätzt 
die Armutsgefährdung die Armut von Paarfamilien. 
Die Folge davon ist, dass Paarfamilien mit Kindern be-
reits Zugang zu Sozialleistungen haben, wenn sie noch 
nicht armutsbetroffen sind. Gleichzeitig haben Allein-
erzieherinnen, die rechnerisch auf Basis der Äquiva-
lenzzahlen der Kinderkostenanalyse bereits von Armut 
betroffen sind, keinen Zugang zu Sozialleistungen. Sie 
werden strukturell vom Bezug ausgeschlossen. Allein-
erzieherinnen zählen überdurchschnittlich häufig zu 
den „Working Poor“ und werden so auch von vielen 
anderen staatlichen Vergünstigungen ausgeschlos-
sen. So zum Beispiel von der OBS-Gebührenbefreiung, 
wenn keine anderen Kriterien vorliegen, oder auch der 
Rezeptgebührenbefreiung. 

FEM.A fordert für:
Staatliche Familienleistungen und  
Sozialleistungen

•	 Alleinerzieherinnen dürfen nicht strukturell von 
Familienleistungen ausgeschlossen werden. Für 
bestehende Familienleistungen müssen entspre-
chende Ersatzleistungen geschaffen werden. Das 
gilt insbesondere für:
o	 Partnerschaftsbonus
o	 längeren Bezugszeit des Kinderbetreuungsgelds 

bei Inanspruchnahme durch beide Elternteile 
(Trennungsväter sind vom KBG ausgeschlossen)

o	 Familienzeitbonus

•	 Die Höhe der Familienleistungen müssen der Rea-
lität der Alleinerzieherinnen angepasst werden. 
Insbesondere die Familienhospizkarenz, die Fami-
lienhospizteilzeit, die Pflegekarenz und die Pflege-
karenzteilzeit müssen so gestaltet werden, dass 
Alleinerzieherinnen nicht etwa vom Verlust ihrer 
Wohnung bedroht sind, weil ein zweites Einkommen 
im Haushalt fehlt, während sie ihr krankes oder pfle-
gebedürftiges Kind betreuen.

•	 Vor der Einführung neuer Familienleistungen muss 
überprüft werden, ob sie Alleinerzieherinnen in 
gleichem Maße zugutekommen. Es ist dabei der 
Maßstab der Haushalte, nicht der erwachsenen Per-
sonen heranzuziehen.

•	 Familienleistungen müssen in dem Haushalt aus-
bezahlt werden, in dem das Kind hauptsächlich 
betreut wird. Eine Aufteilung zwischen getrennten 
Eltern muss ausgeschlossen werden, etwa beim Fa-
milienbonus oder der Familienbeihilfe.

•	 Eine Anrechnung der Familienleistungen auf den 
Kindesunterhalt muss systematisch ausgeschlos-
sen werden, damit die Leistungen den Kindern 
zugutekommen.

•	 Von einer steuerlichen Entlastung von Unterhalts-
pflichtigen ist so lange abzusehen, bis der Kindes-
unterhalt, der je Kind bezahlt wird, zumindest die 
valorisierten Kinderkosten je Altersgruppe laut Kin-
derkostenanalyse 2021 (Statistik Austria) erreicht 
hat. Nur der Betrag, der diese Kinderkosten über-
steigt, soll steuerlich entlastet werden können.

•	 Steuerliche Familienleistungen sollen immer als Ne-
gativsteuer ausbezahlt werden, damit einkommens-
arme Familien in gleichem Maße profitieren.

•	 Sozialleistungen für Familien müssen für den Zu-
gang entweder Einkommensgrenzen auf Haushalts-
ebene, unabhängig von der Anzahl der Erwachsenen 
im Haushalt haben, oder es müssen Maßstäbe ge-
schaffen werden, die den fast doppelt so hohen 
Kinderkosten in Ein-Eltern-Haushalten Rechnung 
tragen. Dies soll sichern, dass Alleinerzieherinnen 
nicht strukturell vom Zugang zu staatlichen Hilfs-
leistungen ausgeschlossen werden.

Kostenlose Krankenversicherung für alle nicht versi-
cherten Alleinerzieherinnen und ihre Kinder.
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Wohnarmut

•	 Auch der Zugang zur Wohnbeihilfe muss sich an 
den Maßstäben der Kinderkostenanalyse 2021 
orientieren.

•	 Der Bedarf an Wohnraum von Ein-Eltern-Familien 
beim Bezug von Wohnbeihilfe muss besser ange-
passt werden: Ein-Eltern-Haushalte brauchen die 
gleiche Anzahl an Zimmern, da Eltern in der Regel 
im selben Zimmer schlafen. Der Bedarf an gemein-
schaftlich genutzter Fläche verringert sich durch 
den Auszug eines Elternteils nicht. Der Wohnbedarf 
eines Ein-Eltern-Haushalts mit einem Kind ist auch 
zum Beispiel nicht mit dem Wohnbedarf eines Pär-
chens zu vergleichen. Eine Berechnung des Wohn-
bedarfs darf sich nicht rein nach der Anzahl der 
Personen richten, sondern muss auch die Familien-
konstellation miteinbeziehen.

•	 Darüber hinaus ist zu bedenken, dass Alleinerzie-
herinnen am Wohnungsmarkt häufig diskriminiert 
werden: Sie haben ein geringes Einkommen im Ver-
gleich zu den Mietkosten, auch Kinder sind nicht in 
jedem Gebäude willkommen. Nicht in allen Gemein-
den haben Alleinerzieherinnen automatisch Zugang 
zu Gemeindewohnungen. In Genossenschaftswoh-
nungen wird oft ein hoher Genossenschaftsanteil 
verlangt, den Alleinerzieherinnen nicht bezahlen 
können. Auch ein Umzug ist für Alleinerzieherin-
nen oft zu teuer und kann organisatorisch nicht 
bewältigt werden. Deshalb müssen viele Alleiner-
zieherinnen nach der Trennung an ihrem bisherigen 
Wohnort wohnen bleiben. Für Mietkosten und Grö-
ße des Wohnbedarfs ist deshalb ein höherer Maß-
stab anzusetzen.

•	 Alleinerzieherinnen müssen bundesweit Zugang zu 
Gemeindewohnungen bekommen.

•	 Geförderte Genossenschaften müssen die soziale 
Vergabe öffentlich dokumentieren, damit Alleiner-
zieherinnen leichter Zugang bekommen.

•	 Der Wohnschirm muss dauerhaft abgesichert 
werden.

•	 Ein bundesweites Eigenmittelersatzdarlehn unab-
hängig vom Bauzeitpunkt der Genossenschafts-
wohnung muss für Alleinerzieherinnen eingeführt 
werden.

Ausgleich für Care-Arbeit

Mütter übernehmen in Österreich immer noch den 
Großteil der Care-Arbeit für Kinder. In den ersten vier 
Jahren bekommen sie dafür einen Ausgleich auf ihr 
Pensionskonto. Als Zeiten der Kindererziehung wer-
den maximal 48 Monate nach der Geburt eines Kindes 
berücksichtigt. Die Beitragsgrundlage für die Pension 
während der Zeit der Kindererziehung beträgt aber et-
wa die Hälfte der Einkommen von ganzjährig Vollzeit 
beschäftigten Männern. Auch das Pensionssplitting ist 
freiwillig und wird überproportional von Männern in An-
spruch genommen. Während der Betreuungszeit selbst 
gibt es keinen Ausgleich für die Care-Arbeit. Auch der 
Karriereknick selbst wird nicht ausgeglichen.

FEM.A fordert deshalb:
•	 Die Anhebung der Bemessungsgrundlage für die 

Zeit der Kindererziehung auf den jeweils in der EU 
SILC Befragung erhobenen Median der Einkommen 
von ganzjährig Vollzeit beschäftigten Männern.

•	 Ausweitung der Anrechnung von Kindererziehungs-
zeiten und der Gutschriften am Pensionskonto, de-
gressiv bis zur Volljährigkeit des jüngsten Kindes.

•	 Automatisches Pensionssplitting
•	 Bezahlung der Care-Arbeit durch eine Betreuungs-

umlage mit einer Finanzierung analog zum FLAF.
•	 Mindestens sechs Monate verpflichtende Karenz für 

Väter, außer bei Gewalt und strittigen Trennungen.
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Schutz und Unterstützung für alleinerziehende Mütter mit Behinderungen

Alleinerziehende Mütter mit Behinderungen sind be-
sonders häufig Diskriminierung durch Behörden ausge-
setzt. Statt individuelle Unterstützung bereitzustellen, 
werden sie oft mit unrealistischen Anforderungen kon-
frontiert oder in ihrer Erziehungsfähigkeit grundlos in-
frage gestellt.

Unsere Forderungen:
•	 Schutz vor diskriminierenden Entscheidungen durch 

die Kinder- und Jugendhilfe: Keine Kindesabnah-
men aufgrund von Vorurteilen gegenüber Müttern 
mit Behinderungen, wenn keine konkrete Kindes-
wohlgefährdung vorliegt.

•	 Verpflichtende Schulungen für Richter*innen, Gut-
achter*innen und Mitarbeiter*innen der Kinder- und 
Jugendhilfe zu den Rechten von Eltern mit Behinde-
rung und zur UN-Behindertenrechtskonvention.

•	 Berücksichtigung der tatsächlichen Lebensrealität: 
Keine unrealistischen Anforderungen an Mobilität, 
Haushaltstätigkeiten oder Betreuungskapazitäten 
von Müttern mit Behinderungen, wenn bereits ange-
messene Unterstützung vorhanden ist.

•	 Sicherstellung barrierefreier Unterstützungsange-
bote durch die Kinder- und Jugendhilfe, darunter 
Assistenzleistungen, flexible Betreuungsmöglich-
keiten und individuelle Hilfen, anstatt Druck zur 
Fremdunterbringung der Kinder auszuüben.

•	 Einrichtung spezialisierter Beratungsstellen für 
Mütter mit Behinderungen, um ihnen eine unabhän-
gige Anlaufstelle für rechtliche und praktische Un-
terstützung zu bieten.
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Diskriminierung von Alleinerzieherinnen in der Gesellschaft

Alleinerzieherinnen in Österreich werden systematisch 
in Staat und Gesellschaft diskriminiert. Selbst in wis-
senschaftlichen Arbeiten und Studien wird von „zerbro-
chenen“ Familien gesprochen, oder Alleinerzieherinnen 
in Gegensatz zu „intakten“ Familien gestellt. Besonders 
der Oberste Gerichtshof setzt Familien mit getrennten 
Elternteilen immer wieder in Gegensatz zu „intakten“ 
Familien, so zum Beispiel hier:

10Ob61/05a

„Bei einem existenznotwendigen Sonderbedarf, ins-
besondere bei gesundheitsbedingten Aufwendungen, 
oder gegenüber besonders förderungswürdigen Kin-
dern sei auch eine Überschreitung der Prozentkompo-
nente zulässig. Zu berücksichtigen sei insbesondere, 
ob auch in einer intakten Familie und unter Berücksich-
tigung der konkreten Einkommens- und Vermögensver-
hältnisse eine Deckung des konkreten Sonderbedarfes 
unter objektiven Gesichtspunkten in Betracht gezogen 
würde. Auch in einer intakten Familie würde der für den 
Besuch einer höheren Schule erforderliche Ankauf ei-
nes Computers in Betracht gezogen werden.“

Auch der OGH-Richter Gitschthaler widmet in seinem 
Werk „Unterhaltsrecht“ ein ganzes Kapitel dem Ver-
gleich von Familien mit getrennten Elternteilen und der 
„intakten Familie“. (vgl. „Unterhaltsrecht“, Gitschthaler, 
Wien, 2019, S. 109 ff.).

Die Verwendung derartiger Begriffe prägt maßgeblich 
die gesellschaftliche Wahrnehmung von Alleinerzie-
herinnen und verstärkt bestehende Vorurteile. Solche 
Bezeichnungen suggerieren, dass Ein-Eltern-Familien 
per se defizitär oder unvollständig seien und reduzie-
ren sie auf das vermeintliche Fehlen eines zweiten 
Elternteils, anstatt sie als vollwertige Familien anzu-
erkennen. Dies führt dazu, dass Alleinerzieherinnen 
häufig als Problemfälle oder gescheiterte Lebensent-
würfe betrachtet werden, anstatt als eigenständige, 
leistungsfähige Eltern, die trotz gesellschaftlicher und 
wirtschaftlicher Benachteiligungen Verantwortung für 
ihre Kinder übernehmen. Die ständige Gegenüberstel-
lung mit sogenannten „intakten Familien“ verstärkt 
soziale Ausgrenzung, erschwert die gesellschaftliche 
Anerkennung ihrer Lebensrealität und kann dazu füh-
ren, dass Alleinerzieherinnen in Politik, Arbeitsmarkt 

und Justizsystem nicht ernst genommen oder benach-
teiligt werden. Indem sie als „gebrochene“ Familien dar-
gestellt werden, wird ihnen die Fähigkeit abgesprochen, 
ihren Kindern ein stabiles, liebevolles und förderliches 
Umfeld zu bieten – eine Annahme, die durch zahlreiche 
Studien widerlegt wurde. Um diese Stigmatisierung zu 
durchbrechen, muss sich der gesellschaftliche Diskurs 
von defizitorientierter Sprache lösen und Ein-Eltern-Fa-
milien als gleichwertige Familienform anerkennen.

FEM.A fordert deshalb ein Ende der diskriminierenden 
Sprache gegenüber Alleinerzieherinnen in Politik, Medi-
en und Behörden und die Anerkennung von Ein-Eltern-
Familien als gleichwertige Familienform: 
•	 Erstellung eines Leitfadens zum Sprachgebrauch 

im Zusammenhang mit Ein-Eltern-Familien
•	 Verbot diskriminierender Begriffe in offiziellen Doku-

menten und Behördenkommunikation
•	 Keine Verwendung von Begriffen wie „zerbrochene 

Familie“, „kaputte Familie“ oder „unvollständige Fa-
milie“ in Gesetzestexten, amtlichen Dokumenten, 
Behördenkommunikation und Medien

•	 Klare Begriffsregelungen, die Ein-Eltern-Fami-
lien als gleichwertige Familienform anerkennen, 
z.B. „Ein-Eltern-Familie“, „Alleinerzieherinnen“ oder 
„Alleinerziehendenhaushalt“.

•	 Sensibilisierung und verpflichtende Schulungen für 
Fachkräfte, insbesondere in der Rechtsprechung, 
Gesetzgebung und den Medien

•	 Verpflichtende Schulungen für Justiz, Sozial-
arbeit, Pädagogik und Behörden zum Thema dis-
kriminierungsfreie Sprache und die Realität von 
Ein-Eltern-Familien.

•	 Berücksichtigung in familiengerichtlichen Verfah-
ren, damit Richter*innen und Sachverständige nicht 
mit Vorurteilen arbeiten, die Ein-Eltern-Familien als 
defizitär einstufen.

•	 Verbindliche Leitlinien für Mitarbeiter*innen der Kin-
der- und Jugendhilfe, damit die Sprache in Berichten 
und Gutachten neutral und nicht stigmatisierend ist.

•	 Richtlinien für Medienförderung, die diskriminie-
rende Berichterstattung über Ein-Eltern-Familien 
ausschließen.
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•	 Förderung von Studien über die Stärken von Allein-
erzieherinnen, um bestehende Narrative zu hinter-
fragen und positive Familienmodelle sichtbar zu 
machen.

•	 Berücksichtigung der Perspektive von Alleinerzie-
herinnen in politischen und wissenschaftlichen Pu-
blikationen, um eine realistische Darstellung ihrer 
Lebensrealität zu gewährleisten.

•	 Gleichstellungspolitische Maßnahmen für 
Ein-Eltern-Familien

•	 Anerkennung von Ein-Eltern-Familien als gleich-
wertige Familienform in familienpolitischen Maß-
nahmen, um sicherzustellen, dass sie nicht als 
„Notlösung“ oder defizitäre Struktur betrachtet 
werden.

•	 Einführung eines „Familiengleichstellungsberichts“, 
der regelmäßig überprüft, ob politische Maßnahmen 
Alleinerzieherinnen diskriminieren oder benach- 
teiligen.

•	 Klare Abgrenzung von Ein-Eltern-Familien zu proble-
matischen familiären Strukturen (z. B. Gewalthaus-
halte), um sicherzustellen, dass nicht pauschalisiert 
wird.
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Viele alleinerziehende Mütter und ihre Kinder erfahren institutionelle Gewalt, gerade dann, wenn sie am ver-
letzlichsten sind: Wenn sie zu Opfern von häuslicher Gewalt durch den Ex-Partner oder Kindesvater wurden. 
Gewaltopfer brauchen unsere besondere Hilfe: Viele sind traumatisiert und leiden stark unter den Folgen. 
Manche Alleinerzieher*innen erfahren erst durch die Behörden Gewalt: Sie werden zum Beispiel diskrimi-
niert, weil sie Frauen sind, oder ihnen wird nicht geglaubt, dass sie Gewalt erlebt haben. Dann brauchen sie 
unsere Hilfe. 98% der Frauen, die bei FEM.A Hilfe suchen, haben Gewalt erlebt. Durch Deine Spende kannst 
Du uns helfen, Alleinerzieher*innen zu unterstützen, wenn sie die Hilfe am dringendsten brauchen!

15 Euro 
z.B. für ein Paket an Wissen.

Gewaltopfer zu sein hat niemand gelernt. Gerade in Pfleg-
schaftsverfahren benötigen Mütter allerdings viel Wissen. 
Zum Beispiel: Wie bereite ich mich auf ein gerichtlich ange-
ordnetes Gutachten vor? Was muss ich tun, wenn ich von 
häuslicher Gewalt betroffen bin? Betroffene können diese 

Infos in Form von Foldern und Broschüren bei uns beziehen. 
Mit Deiner Spende kannst Du zum Beispiel Wissenspakete finan-

zieren, die wir Alleinerzieher*innen kostenlos zusenden.

50 Euro
z.B. als Beitrag zu einem Beratungsgespräch

Wenn Alleinerzieher*innen bei der FEM.A Helpline anrufen, dann 
sind sie meist in einer Situation, die für sie ausweglos erscheint. 
Sie sind schwer belastet, in den meisten Fällen auf vielen Ebe-
nen: Der Partnergewalt folgte die Traumatisierung und Trennung, 
der Trennung folgte ein Pflegschaftsverfahren, danach kommt die 
Armut. An der Helpline hilft unsere Beraterin den Müttern, die viel-
schichtigen Probleme zu ordnen und gemeinsam Lösungswege zu 
erarbeiten. Mit Deiner Spende hilfst Du, unsere Helpline am Laufen zu 
halten und einer gewaltbetroffenen Alleinerzieherin Hoffnung zu schenken!

UNTERSTÜTZE DIE ARBEIT VON FEM.A MIT EINER SPENDE
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150 Euro 
z.B. für fachkompetente rechtliche Hilfe.

Viele Alleinerzieher*innen kennen ihre Rechte nicht und die ge-
walttätigen Ex-Partner nützen es oftmals aus, wenn sich die Mut-
ter keine rechtliche Vertretung leisten kann. Mit Deiner Spende 
kannst Du eine Erstberatung bei einer spezialisierten Anwält*in 

finanzieren, damit die gewaltbetroffene Mutter ihre Rechte kennt.

Regelmäßige Spende – für einen Schutzengel 
für eine alleinerziehende Mutter und ihr 
Kind.
Mit einer monatlichen Spende kann FEM.A sein Angebot an psychosozi-
aler und rechtlicher Unterstützung weiter in hoher Qualität gewährleisten 
oder sogar ausbauen. Denn der Bedarf ist riesig – FEM.A hat einen ho-
hen Zuwachs an Mitgliedern, täglich wenden sich hilfesuchende Mütter 
aus ganz Österreich an die FEM.A Helpline.

Deine Spende hilft!
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Werde Mitglied bei unserem Verein und nutze die Vorteile der Community:

•	 In der Wissensplattform kannst alle Webinare – auch aus den vergangenen Jahren 
– jederzeit nachsehen

•	 Die Unterlagen der Expert*innen können jederzeit downgeloadet werden

•	 Im Infobereich der Wissensplattform erhältst du exklusiven Zugang  
zu wertvollen Tipps und Checklisten

•	 Du bekommst monatlich die exklusive Einladung zu unserem  
Online-Mitgliedertreffen “Alleinerzieher*innen united”

•	 Du kannst Dich in einem geschützten Raum mit anderen Frauen austauschen,  
erhältst Informationen und kannst Dich mit anderen Alleinerzieher*innen vernetzen

•	 Du findest 4x im Jahr die Online-Zeitschrift “Die FEM.Anist” als Erste  
direkt in Deinem Postfach

Mehr Infos unter community.verein-fema.at

FEM.A Mitglied werden!
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